
No Justice No Peace– Die Bullen
schützen uns nicht
Von Urs Hecker, August 2025

Oury  Jalloh,  Amad  Ahmad,  Yaya  Jabbi,  Achidi  John,  Laye-Alama  Condé,
Hussam Fadl, Matiullah J, Qosay Sadam Khalaf, Lamin Touray, Mouhamed
Dramé und jetzt Lorenz A.
Die  Liste  der  migrantischen  und  schwarzen  Menschen,  vor  allem
Jugendlichen, die in Deutschland von der Polizei ermordet wurden, könnte
noch sehr lange weiteraufgeführt werden.
Erst im April sorgte der Polizeimord an Lorenz A in Oldenburg für große
Trauer und Wut.
Lorenz,  ein  21  Jahre  alter  schwarzer  Jugendlicher,  wurde  mit  mehreren
Schüssen  von  hinten  in  den  Rücken  und  in  den  Kopf  von  der  Polizei
ermordet.
Zehntausende  gingen  und  gehen  seitdem  in  Oldenburg  und  in  ganz
Deutschland  auf  die  Straße.
Das  war  kein  Einzelfall:   2024  war  die  Zahl  der  durch  Polizeischüsse
ermordeten so hoch wie noch nie seit Beginn der statistischen Aufzeichnung.

Der Rassismus hat System
Immer wieder ermordet die deutsche Polizei also migrantische Menschen,
immer wieder nimmt sie danach selbst die Ermittlungen auf, immer wieder
werden daraufhin die Verfahren gegen die Mörder eingestellt. 2023 landeten
von über 4500 Ermittlungsverfahren gegen die Polizei, lediglich 80 bei einem
Landgericht, Statistiken zu Verurteilungen gibt es kaum, aber sie dürften
sehr gering ausfallen.
Dieser Rassismus, diese Gewalt hat also System!
Dieses System heißt bürgerlicher Staat und Kapitalismus!
Das Kapital hat den Rassismus historisch geschaffen und braucht ihn auch
heute.
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Der Rassismus nütz ihm dazu, die Arbeiter: innen zu spalten, in dem er eine
abgesonderte, entrechtete und unterdrückte Schicht schafft, die besonders
stark  ausgebeutet  werden  kann  (z .B.  durch  Sklaverei  oder
Niedriglohnsektoren).  Dem  Gegenüber  schafft  er  eine  weitere  Schicht
vergleichsweise privilegierter Arbeiter:innen, die sich dem entsprechend oft
mit  dem  Staat  und  seiner  Herrschaft  identi f iz ieren  und  ein
Überlegenheitsgefühl gegenüber den rassistisch Unterdrückten entwickeln.
Diese  Spaltung  sorgt  dafür,  dass  zum  einen  rassistisch  Unterdrückte
besonders stark ausgebeutet werden und zum anderen, dass man sich aber
auch grundsätzlich nur schlecht gegen das Kapital wehren kann, da man
nicht zusammen kämpft.
Dieser Rassismus ist in jedem bürgerlichem Staat verankert, da alle einen
Teil ihrer Bevölkerung als Staatsbürger:innen gegenüber einem anderen Teil,
die es nicht sind, privilegieren.
Die Polizei  übernimmt dabei  die Rolle,  die institutionalisierte rassistische
Unterdrückung durchzusetzen, also die rassistischen Gesetze anzuwenden.
Sie  schiebt  ab,  kriminalisiert  ganze  Bevölkerungsgruppen  durch  Racial
Profiling,  terrorisiert  die  Wohnviertel  migrantischer  Menschen,  verfolgt
politische  Organisationen  der  migrantischen  Community  und  schütz  die
Eigentumsordnung, die den Rassismus erst hervorbringt.
Im Rechtsruck und mit zunehmender Repression spitzt sich das nochmal zu,
wenn eine Abschiebeoffensive die nächste jagt, das Recht auf Asyl praktisch
abgeschafft  wird,  Palästinademonstrationen  zusammengeschlagen  werden
und Viertel wie Neukölln regelrecht besetzt werden.
Es ist bei diesem Aufgabenbereich also auch kein Zufall, wenn in der Polizei
selbst massiver Rassismus vorherrscht und sich zum Beispiel die Spitzen der
beiden Polizei- „Gewerkschaften“ regelmäßig extrem rassistisch äußern.
Diese  grundlegend  rassistischen  Aufgaben  und  die  damit  einhergehende
rassistische  Einstellung  innerhalb  der  Polizei,  führen  dann  auch  immer
wieder, und im Rechtsruck immer mehr, zu rassistischen Morden der Polizei.
Die Polizei „ermittelt“ dann wie oben erwähnt selbst „gegen sich“, wobei
dann so gut wie immer die eigenen Kolleg:innen geschützt werden.
Der Staat hat auch kein Interesse daran diese Morde aufzuklären, lieber
schützt  er  seinen  Schlägertrupp  und  den  Rassismus,  den  er  ja  selbst
institutionalisiert.



Deswegen  würde  es  auch  nur  begrenzt  nützen,  eine  von  der  Polizei
unabhängige Behörde zu schaffen, die diese kontrolliert, der ganze Staat, alle
seine Behörden und die gesamte kapitalistische Produktionsweise sind von
Rassismus durchzogen, eine „unabhängige“ Behörde würde den Rassismus
also nur abermals reproduzieren.

Wir schützen uns selbst! Abolish the Police!
Wenn der Staat uns nicht schützen kann, müssen wir das eben selber tun.
Wir,  das  meint  die  migrantische  Community,  alle  vom  Rassismus
Unterdrückten,  die  Arbeiter:innenklasse  und  die  Jugend.  Wenn  wir
Selbstverteidigungskomitees  gegen  Abschiebungen,  Polizeigewalt  und
Gewalt  durch  Nazis  aufbauen,  können  wir  die  rassistische  Gewalt
zurückdrängen. In den USA zeigen uns die Proteste gegen ICE aktuell was
möglich  ist,  wenn  wir  uns  zusammentun  und  uns  gemeinsam  der
rass i s t i s chen  s taa t l i chen  Gewa l t  en tgegens te l l en .  D ie
Selbstverteidigungskomitees  die  wir  aufbauen  wollen,  müssen  dabei
besonders breit sein und sich auf größere Organisationen der migrantischen
Community und der Arbeiter:innenklasse stützen, deswegen müssen wir auch
Gewerkschaften und Linkspartei dazu aufrufen, an ihnen teilzunehmen bzw.
sie ins Leben zu rufen. Diese Komitees müssen dann demokratisch gewählt
und strukturiert werden.
Dabei  dürfen wir  aber  natürlich nicht  den Rassismus unterschätzen,  der
aktuell  in  den  Gewerkschaften,  der  Linkspartei  wie  in  der  ganzen
Arbeiter:innenklasse, so auch innerhalb der radikalen Linken vorhanden ist.
Um rassistische Gewalt zu bekämpfen, müssen wir auch grundsätzlich dem
Rassismus  und  dem  Rechtsruck  den  Kampf  ansagen.  Auch  in  den
Gewerkschaften  und  auch  gegenüber  der  Linkspartei.

Letztlich können wir den Rassismus aber nur wirklich bekämpfen, wenn wir
ihm seine Grundlage entziehen: Das kapitalistische System, welches uns dazu
zwingt,  uns  tagtäglich  zu  Bedingungen  ausbeuten  zu  lassen,  die  die
Kapitalist:innen  nach  ihren  Interessen  festlegen,  muss  überwunden  und
durch ein sozialistisches und solidarisches System ersetzt werden.

Im Hier und Jetzt schlagen wir folgende Forderungen für den Kampf gegen



rassistische Polizeigewalt vor:

A b o l i s h  t h e  P o l i c e  –  P o l i z e i  a b s c h a f f e n  u n d  d u r c h
Selbstverteidigungskomitees  von  rassistisch  Unterdrückten,  Arbeiter:
innen  und  Jugendlichen  ersetzen!
Keine  Massenüberwachung  z.B.  durch,  Vorratsdatenspeicherung,
Bundestrojaner, Videoüberwachung usw.!
Kein Racial Profiling und ein hartes Aburteilen von Bullen, die Racial
Profiling anwenden!
Polizist:innen, die gewalttätig werden, sollen vor Volksgerichte gestellt
und diese bei Bedarf abgeurteilt werden! Dafür müssen sie durch ein
individuelles Erkennungszeichen identifizierbar sein!
Keine Militarisierung der Polizei. Sofortige Entwaffnung der Polizei, vor
allem was Taser, Maschinenpistolen, Knarren und Handgranaten angeht!
Gemeinsamer Kampf der Arbeiter:innen aller Nationalitäten: Kein Platz
für rassistische Positionen in den Gewerkschaften! Keine Rassist:innen in
Gewerkschaftsfunktionen, in Betriebs- und Personalräten! Für das Recht
aller  Migrant:innen  und  Geflüchteten,  den  DGB-Gewerkschaften
beizutreten!
Polizei  aus  dem  DGB  schmeißen!  Bullen  gehören  nicht  zur
Arbeiter:innenklasse, sondern sind die Schlägertruppe des Kapitals!
Schluss mit den Abschiebungen! Volle Staatsbüger:innenrechte für alle,
die hier leben wollen!

NATO zerschlagen!
Von Yorick F.

Am 14. und 15.06.2025 fand der 81. NATO-Gipfel in Den Haag statt. Dieser
Text ist Teil eines Flugblatts, das wir als REVOLUTION beim Gegengipfel
und Protest verteilt haben.
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Die Kriegsvorbereitungen sind im vollen Gange: Der Plan des NATO-Gipfels
2025 ist nicht nur die praktische Koordination auf eine Konfrontation mit
dem  strategischen  Rivalen  Russland,  sondern  vor  allem  eine  massive
Aufrüstung der NATO-Staaten auf 5 % (!) des BIP. In Deutschland wären das
etwa  215  Milliarden  Euro  –  ungefähr  die  Hälfte  des  Bundeshaushalts  –
jährlich für Militärausgaben.

Gleichzeitig wird der Gipfel wahrscheinlich ein Ort sein, an dem die inneren
Widersprüche  der  NATO  und  die  unterschiedlichen  Interessen  hinter
verschiedenen  Ideen  zur  langfristigen  Ausrichtung  sichtbar  werden.  Um
gemeinsam über Taktiken gegen den Gipfel, seine Akteure und Beschlüsse zu
diskutieren, ist es daher wichtig, sich dieser Widersprüche bewusst zu sein
und einen Blick auf Geschichte und Gegenwart der NATO zu werfen.

Gründung und Anfangsjahre

Die  NATO entstand  aus  den  Querelen  der  Nachkriegsordnung.  Die  USA
traten erst  1941 in den Zweiten Weltkrieg ein,  um nach dem Sieg über
Faschismus den Einflusszuwachs der Sowjetunion einzudämmen und ihre
Vormachtstellung zu sichern. Nach der Befreiung Europas herrschte eine
fragile  Nachkriegsordnung,  in  der beide Supermächte jede eigenständige
revolutionäre Bewegung unterdrückten, die in vielen Ländern aufflammte.
Die  USA  bereiteten  schon  vor  Kriegsende  die  NATO  vor,  lösten
Großbritannien  als  weltweit  mächtigste  Macht  ab  und zementierten  ihre
Position durch Bretton-Woods, das den Dollar an Gold band und zur sicheren
Weltwährung machte. Zugleich entstand mit dem IWF der finanzpolitischer
Arm  der  NATO,  der  maßgeblich  als  Werkzeug  zur  ökonomischen
Auspressung  und  Niederhaltung  halbkolonialer  Länder  dient.

Diese  Instrumente  waren  Teil  der  Containment-Politik  gegen  die
Sowjetunion, die direkt zur Gründung der NATO führte – von Beginn an ein
Bündnis des Imperialismus gegen die SU. Gründungsmitglieder neben den
USA waren Kanada, Frankreich, Großbritannien, Norwegen, die Niederlande
und Portugal. Die NATO ist jedoch nicht einfach als verlängerter Arm der
USA zu verstehen, war sie doch von Anfang von Konflikten ihrer Mitglieder
geprägt; Frankreich trat 1966 aus und wies 40 000 Soldaten aus. Solche



Spannungen, später etwa zwischen Griechenland und der Türkei,  blieben
kennzeichnend.

Zusammenbruch Stalinismus und „War on Terror“

Im Kalten Krieg führte die NATO vor allem Stellvertreterkriege gegen die
Sowjetunion oder von ihr  unterstützte  Bewegungen wie in  Vietnam oder
Afghanistan.  Das änderte sich mit  dem Zusammenbruch der Sowjetunion
1991, indem nicht nur die bipolare Weltordnung starb,  sondern bald die
neuen Mächte China und Russland aus den Trümmern aufstiegen und damit
eine  neue  Epoche  des  Imperialismus  einläuteten.  Auch  innerhalb  des
Bündnisses verschob sich das Gewicht: Die BRD wuchs durch die Annexion
der DDR über seine Juniorpartnerrolle hinaus und bildete mit Frankreich
einen EU-Block.

Voraussetzung  für  die  „Wiedervereinigung“  Deutschlands  war  die
Zustimmung  der  Sowjetunion.  Beim  2+4-Vertrag  versprach  Washington,
nicht nach Osten zu expandieren. Trotzdem traten bis 2009 zwölf Staaten der
NATO bei; US-Truppen rückten bis an Russlands Grenze. Deutschland suchte
zugleich  immer  wieder  Annäherung  an  Moskau,  um  sich  auch  etwas
Unabhängigkeit von Washington zu ermöglichen.

Unter US-Führung gab sich die NATO in den 1990ern eine neue Doktrin:
Mobile  Einheiten  sollten  „Failed  States“  und  Terrororganisationen
bekämpfen. Statt Massenarmeen dominieren seither kleinere, spezialisierte,
gut ausgebildete und ausgerüstete Eingreiftruppen. Die blutigen Einsätze in
Irak, Iran, Syrien und Afghanistan zeugen genau davon. Alle wurden darüber
hinaus  als  „humanitäre  Interventionen“  oder  vor  allem  nach  dem  11.
September  2001  als  „Kampf  gegen  den  Terror“  legitimiert.  Der
antimuslimische Rassismus wurde in diesem Zuge zur Schlüsselideologie der
meisten  westlichen  imperialistischen  Staaten  und  dient  bis  heute  dazu,
innenpolitisch  zu  spalten  und  außenpolitisch  Verbrechen  wie
Foltergefängnisse im Irak, das Abschlachten von Zivilist:innen in Afghanistan
oder den Genozid in Gaza zu legitimieren.

Die NATO heute



Im  Zuge  der  sich  zuspitzenden  imperialistischen  Blockbildung  steht  die
NATO vor neuen Aufgaben. Auch wenn man nicht von einem „neuen Kalten
Krieg“ mit  Russland oder vielmehr China als  strategischem Hauptrivalen
sprechen kann, da kein grundlegender Systemkonflikt besteht, ähneln die
Anforderungen  an  die  NATO  zunehmend  denen  vergangener
Konfrontationen.

Pläne wie der sogenannte „Operationsplan Deutschland“, Diskussionen über
die Wiedereinführung der Wehrpflicht in verschiedenen NATO-Staaten und
nicht zuletzt das für den Gipfel formulierte 5%-Ziel zeigen, dass sich die
NATO  auf  die  Möglichkeit  eines  groß  angelegten  innerimperialistischen
Landkriegs  vorbereitet.  Die  für  frühere  NATO-Einsätze  konzipierten
Einheiten – gut ausgerüstet, aber für andere Einsatzszenarien ausgelegt –
wären dafür nicht ausreichend.

In  nahezu  allen  NATO-Staaten,  ob  in  den  USA,  den  Niederlanden  oder
Deutschland, geht diese Aufrüstung mit sozialen Kürzungen, Angriffen auf
die Arbeiter:innenklasse und Jugend,  massiver rassistischer Mobilisierung
und einem globalen Rechtsruck einher.

Dies bedeutet jedoch nicht,  dass innerhalb der NATO Harmonie herrscht
oder sie als einheitliches „Empire“ bzw. als Superimperialismus verstanden
werden  kann.  Im  Gegenteil:  Besonders  mit  einer  weiteren  Wiederwahl
Trumps steht das Bündnis vor strategisch brisanten Fragen, in denen die
Mitgliedsstaaten unterschiedliche Interessen verfolgen.

Zwar gelang es den USA im Zuge des Ukrainekriegs, das zuvor strategisch
Richtung Russland schielende Deutschland fester in den eigenen Block zu
integrieren und unterzuordnen.  Doch geschah dies  nicht  widerspruchslos
und ist keineswegs gesichert. Für die EU-Staaten ist nach dem Abbruch der
Handelsbeziehungen zu Moskau Russland der zentrale Konkurrent, während
Trump China als langfristige Bedrohung sieht. Daher strebt er eine rasche
„Befriedung“  des  Ukrainekriegs  durch  imperialistische  Aneignung
ukrainischer Ressourcen an, um Kapazitäten für den Genozid in Gaza und
eine mögliche Konfrontation mit China freizumachen.



Vor diesem Hintergrund lässt sich die eigenständige Militarisierung Europas
nur  in  ihrer  Widersprüchlichkeit  begreifen:  Einerseits  als  Versuch,
Eigenständigkeit  zu  gewinnen  und  sich  als  eigenständiger  Akteur  zu
etablieren;  andererseits  als  Forderung  der  USA  an  Staaten  wie  die  BRD.

Die NATO ist und war also ein in sich widersprüchliches Staatenbündnis –
zwar  klar  vom  US-Imperialismus  dominiert,  jedoch  auch  mit  einem  im
Inneren rivalisierenden Block um Deutschland und Frankreich.

Wie dagegen?

Für uns als Revolutionär:Innen ist klar: Die NATO gehört zerschlagen! Wir
lehnen sie als Organ des Imperialismus ab und sehen im Kampf gegen sie
und ihre Kriege ein wichtiges Arbeitsfeld. Gleichzeitig muss uns klar sein,
dass es keinen ausschließlichen Kampf gegen die NATO geben kann, um
erfolgreich zu sein. Wer beim Kampf gegen die NATO vom Klassenkampf
nicht reden möchte, landet schnell bei Illusionen in andere Institutionen der
imperialistischen  Staaten  wie  die  UN  oder  in  der  Vorstellung  einer
„friedlichen“ multipolaren Weltordnung – letztlich also genau der Ordnung,
welche Kriege, Ausbeutung und Krise mit sich bringt.

Ein Kampf, der innerhalb seiner nationalen Grenzen verweilt, kann ebenso
nicht  erfolgreich  sein.  Schließlich  ist  die  NATO  ein  internationales
Staatenbündnis,  der  Kapitalismus  ein  internationales  System  und
insbesondere  im  Zeitalter  des  Imperialismus  von  nicht  voneinander  zu
trennenden internationalen Entwicklungen bestimmt. Kämpfe, die sich nur
im nationalen Rahmen abspielen, müssen deshalb im besten Fall ein Kampf
gegen Windmühlen bleiben und haben im schlimmsten Fall  campistische
Solidarisierungen  mit  dem,  dem  eigenen  Imperialismus  feindlich
gegenüberstehenden, Imperialismus zur Folge – frei nach der Devise: „Der
Feind meines Feindes ist mein Freund“.

Gleichzeitig führt ein Fokus auf den nicht „hauseigenen“ Imperialismus zu
einem Herunterspielen desselben und letztlich zu fatalen taktischen oder
strategischen Zugeständnissen, auch wenn der ausgemachte Hauptfeind –
z. B. in Form der USA – auf der vermeintlich eigenen Seite steht. Dies ist aber



auch eine grundfalsche Politik: Der tatsächliche Hauptfeind steht für jede
Arbeiter:Innenklasse in imperialistischen Ländern im jeweils eigenen Land.
Eben  dieser  Staat  ist  es,  der  sie  tagtäglich  ausbeutet,  nach  innen  mit
Repressionen überzieht, sollten sie sich dagegen wehren, und sie für seine
Interessen bzw. die seiner Verbündeten in den Krieg schickt.

Aus diesen Gründen braucht es unserer Ansicht nach im Kampf gegen die
NATO eine  neue Internationale.  Als  revolutionäre  Jugendliche  treten  wir
insbesondere für den Aufbau einer neuen Jugendinternationale ein, welche
der mörderischen imperialistischen Kriegsmaschinerie ein Ende setzen kann
– ob NATO, China oder Russland:  Den imperialistischen Mächten in den
Rücken fallen!

Schule  nur  noch  mit
Ariernachweis?
Brokkoli Bittner, August 2025, Lesezeit ca. 6 Minuten

Es  ist  Anfang  Juli,  die  Sommerferien  stehen  kurz  bevor,  und  eigentlich
rechnest du mit nichts Besonderem. Doch dann schaust du aufs Handy und
liest  die  Schlagzeile:  „Prien  offen  für  Migrationsquote  an  Schulen“.
Spätestens in dem Moment fragst du dich: Was will diese Frau, die nicht mal
CDU-Mitglieder kennen?

Der Kern ihrer Botschaft ist derselbe wie immer: Wir seien zu schlecht in der
Schule, die Pisa-Studien würden es angeblich belegen. Soweit nichts Neues.
Dass das deutsche Schulsystem am Limit ist, wissen wir, die dort Tag für Tag
sitzen,  wohl  am  besten.  Doch  Frau  Prien  meint  jetzt,  den  Schuldigen
gefunden zu haben: Migrant:innen. Zu wenig Deutsch auf den Schulhöfen,
das sei das Problem. Als hätte nicht jahrzehntelanges Kaputtsparen unser
Bildungssystem ruiniert. Jetzt seien es die migrantischen Schüler:innen, die
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die  Schulen  eigentlich  überlasteten.  Daher  sollen  pro  Schule  nur  noch
30-40% der Schüler:innen migrantisch sein dürfen. Der Rest soll gucken, wo
er bleibt, was heißt, bis zur anderen Seite der Stadt fahren zu müssen oder
eben  gar  keinen  Schulplatz  in  Reichweite  zu  kriegen.  Also  die  nächste
rassistische Schikane des deutschen Staates.

Obergrenzen und rechte Anschlussfähigkeit
Die  Forderung  nach  Obergrenzen  für  „Nicht-Deutsche“  ist  alt.  Die  AfD
predigt das seit fast zehn Jahren. Und In Dänemark wurde ein ähnliches
Gesetz bereits eingeführt.  Dass die CDU irgendwann ähnliche Positionen
übernimmt, überrascht kaum, schließlich hat sie sich längst große Teile des
AfD-Programms angeeignet. Doch entscheidend ist: Es geht hier nicht nur
um  irgendwelche  Parteien,  sondern  diese  Partei  stellt  den  deutschen
Bundeskanzler.  Rechte  Ideen  finden  immer  stärker  gesellschaftliche
Anschlussfähigkeit.

So  etwa  beim  Lehrerverband,  der  Priens  Vorstoß  zwar  kritisiert,  aber
lediglich mit dem Hinweis, das Ganze sei „schwer umsetzbar“. Eine Kritik,
die  sich  nicht  an  der  rassistischen  Grundidee  reibt,  sondern  an  der
Bürokratie. Wenn es diesen Leuten nur um die Umsetzbarkeit geht, dann
können sie auch nächste Woche den Ariernachweis einführen, damit man das
dann kontrollieren kann, wie viele Deutsche tatsächlich in einer Schule sind. 
Doch die Idee, Menschen aufgrund ihrer Muttersprache oder ihrem Pass den
Zutritt zu einer Schule zu verwehren, ist doch in sich das Problem. In diesem
System ist aber der Zugang zu Bildung essenziell. Wer Menschen Bildung
verwehrt, der sorgt dafür, dass diese Menschen in den Niedriglohnsektor
rutschen. Es geht in dieser Debatte also auch darum, dass dieser Staat mehr
bi l l ige  Arbeitskräfte  wil l  und  diese  Spaltung  innerhalb  der
Arbeiter:innenklasse vor allem an ethnischen Grenzen verläuft,  damit am
Ende auch ja  keine Zusammenarbeit  stattfinden kann,  denn das mit  der
Armut  ist  dann  wieder  nur  „so  ein  kulturelles  Problem“,  spaltet  die
Beschäftigten also in „die von hier“ und „die von dort“. So wird der Ärger
nach unten gelenkt, statt nach oben, wo in Wirklichkeit über Budgets, Löhne
und Grenzen entschieden wird.



Krise des Bildungssystems
Was hier passiert, ist durchsichtig: Die fundamentale Krise des deutschen
Bildungssystems soll  Migrant:innen in  die  Schuhe geschoben werden.  In
Wahrheit liegt das Problem in der Logik des Kapitalismus. Bildung steckt hier
in einem Dauerwiderspruch:

Einerseits sollen wir so schnell wie möglich in den Arbeitsmarkt gedrückt
werden  und  unsere  Vorbereitung  möglichst  billig  sein.  Denn  unsere
Ausbildungszeit  ist  eine Zeit,  in der wir für Staat und Kapital  vor Allem
Kosten verursachen und noch nicht wirklich gut ausgebeutet werden können.

Andererseits  steigen  die  Anforderungen  an  uns  als  Arbeitskräfte  stetig:
Digitalisierung,  KI,  internationale  Vernetzung,  immer  kompliziertere
Maschinen.  Und  damit  müsste  auch  die  Schule  uns  mehr  vermitteln.

Das führt zu Lernstress,  Unterfinanzierung, überlasteten Lehrkräften und
einer  permanenten  Bildungskrise.  In  Krisenzeiten,  wenn  das  Geld  noch
knapper wird, spitzt sich dieser Widerspruch zu und wird sichtbarer. Und
weil  das  System  selbst  nicht  infrage  gestellt  werden  darf,  werden
Sündenböcke gebraucht: Migrant:innen bieten sich dafür in der Logik der
Rechten an. Das erleben wir auch in anderen Bereichen.

Sprachtests,  Quoten, Obergrenzen: All  das dient nicht dazu, Probleme zu
lösen, sondern Menschen auszugrenzen, die von Anfang an nicht als Teil der
Gesellschaft gesehen werden sollten. Die Absurdität zeigt sich deutlich: Wer
soll  Deutsch lernen,  wenn der Staat  selbst  Bedingungen schafft,  die  das
unmöglich  machen?  Wer  hier  ankommt  braucht  Unterstützung,  um
anzukommen,  und  diese  wird  seit  bald  einem  Jahrzehnt  ständig  nur
weggekürzt.  Wie  soll  das  möglich  sein?  Dieser  Staat  wollte  billige
Arbeitskräfte, doch als es Menschen mit Familien und Geschichten waren, da
begann er sie zu jagen.

Für eine andere Schule kämpfen
Klar ist: Gegen jede Form rassistischer Selektion müssen wir uns stellen –
auch in der Schule. Ganz gleich, ob sie offen diskutiert oder längst praktiziert



wird. Denn während über die Einführung weiterer Selektionsmechanismen
noch debattiert wird, findet rassistische Ausgrenzung schon heute täglich
statt. Mitschüler:innen werden in separate Klassen gesteckt, weil ihr Deutsch
angeblich nicht ausreicht. Migrantische Jugendliche erhalten seltener eine
Gymnasialempfehlung, und zwar nicht wegen ihrer Leistung, sondern weil
man es ihnen aus Vorurteilen nicht zutraut. Rassistische Selektion passiert
jetzt und genau jetzt müssen wir uns ihr entgegenstellen. Wir brauchen eine
andere Schule: eine Schule, in der wir frei von Rassismus lernen können und
eine, die so gestaltet ist, wie es für uns Schüler:innen am besten ist.

Doch eine solche Schule wird uns nicht geschenkt. Wer eine solidarische
Bildung will, muss dafür kämpfen. Der Widerspruch, in dem sich die Bildung
befindet, bleibt so lange bestehen, wie es auch der Kapitalismus tut. Aber das
bedeutet nicht, dass wir uns jedem Kampf verschließen sollten, nur weil er
den Kapitalismus nicht direkt als Ursache benennt. Auch Kämpfe innerhalb
dieses  Systems  können  kurzzeitig  Verbesserungen  erkämpfen  und
Mitschüler:innen  mobilisieren.  Wichtig  ist  jedoch,  dass  man  immer  klar
macht,  dass  es  mehr  braucht,  wenn  man  diese  Kämpfe  nach  Reformen
unterstützt.  Denn  Reformen  können  in  Krisenzeiten  oder  bei  einer
nachlassenden  Bewegung  schnell  wieder  zurückgenommen  werden.  Die
Herrschenden gestehen sie einem nur zu, wenn sie sich mal unter Druck
sehen. Sie wollen letztendlich nicht die grundlegenden Widersprüche des
Bildungssystems  lösen.  Wer  diese  nicht  überwindet,  kann  keine  Schule
schaffen, die wirklich im Interesse der Schüler:innen ist.

Für  den  Kampf  gegen  Rassismus  und  für  ein  besseres  Bildungssystem
brauchen  wir  Strukturen.  Das  heißt:  Organisationen,  die  Schüler:innen
mobilisieren und handlungsfähig machen. Solche Strukturen braucht es an
jeder Schule. Sie sollten als lokale Aktionsgruppen arbeiten, Probleme vor
O r t  a u f g r e i f e n ,  s i e  b e k ä m p f e n ,  u n d  z u g l e i c h  i n  e i n e n
gesamtgesellschaftlichen Zusammenhang einordnen. Diese Gruppen sind ein
zentrales Element im Kampf um Veränderung.

Dabei muss klar sein: Unsere Probleme sind nicht die Migrant:innen, unser
Problem ist der Kapitalismus. Nur wenn linke Antworten auf die aktuelle
Krise  sichtbar  sind  und  erkämpft  werden,  können  wir  rassistische



Scheinlösungen  zurückdrängen.

Doch  für  was  für  eine  Schule  kämpfen  wir
überhaupt?
Wir wollen eine Schule,  in  der  jeder  so lernen kann,  wie er:sie  es  will,
deswegen fordern wir:

Wahlmöglichkeit  zwischen  Unterricht  in  der  Muttersprache  oder
Unterstützung  durch  Deutsch  als  Fremdsprache-Lehrkräften  und
Übersetzer:innen
umfassende psychologische Betreuung zur Traumaverarbeitung
Kennenlern-  und  Vermittlungsangebote  zwischen  allen  Schüler:innen
(gemeinsam Fußballspielen, Musizieren, Spiele spielen…)
Masseninvestitionen in unsere Schule. Das Geld verwaltet durch SchülerInnen
und Lehrkräfte.
Kleinere Klassen Jetzt!
Selbstverwaltete Antidiskriminierungsstelle (siehe unseren Artikel zu dieser
Forderung)

Ihr  wollt  uns  für  die  BRD
sterben sehen – wir wollen nur
die BRD sterben sehen!
von Brokkoli Bittner, aus der REVOLUTION Zeitung von Juli 2025, 6 Minuten
Lesezeit

Jugendoffiziere  im  Klassenzimmer.  Olivgrüne  Postkarten  im  Briefkasten.
Politiker:innen mit  Waffen  im Fernsehen.  Deutschland will  sich  nach  80
Jahren wieder für den nächsten Weltkrieg bereitmachen. Das merken wir
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überall. Und gerade die Rufe nach Wehrpflicht schreien aus den Parlamenten
wie unsere Lehrkräfte, wenn man eine Mütze im Unterricht aufhat. Pistorius
plant, noch in diesem Jahr Fragebögen zur Pflicht zu machen, durch die die
„Wehrfähigkeit“ der Jugend festgestellt  wird. Damit wollen sie den Krieg
normalisieren und uns auf die Wehrpflicht vorbereiten. Doch für uns ist klar:
Wir wollen nicht für Deutschland sterben – wir wollen Deutschland sterben
sehen.

Wir Jugendlichen wollen keine Wehrpflicht. Und warum, ist erst mal recht
offensichtlich:
Niemand  hat  Bock,  für  die  Profitinteressen  des  deutschen  Kapitals  zu
sterben. Vor allem wir – die eine Zukunft haben und nicht verbittert mit 60 in
der  CDU  hocken  –  wollen  nicht  einfach  für  diejenigen  ohne  Zukunft
draufgehen.

Dazu kommt: Niemand hat Bock, gezwungen zu werden, mehrere Jahre dem
deutschen  Heer  zu  schenken.  Denn  gerade  wenn  wir  aus  der  Schule
rauskommen, haben wir kurz das Gefühl von Freiheit. Die Schule ist der Ort,
an dem wir zehn Jahre lang erzogen werden, die Lügen der Ausbeuter zu
glauben. Dort haben Mitbestimmung und freie Entscheidungen keinen Platz –
das würde die Erziehung zu fleißigen Arbeitskräften ja noch gefährden. So
wirkt die Entscheidung, von wem man sich ausbeuten lässt, wie die erste
freie – auch wenn sie das nicht ist. Deshalb wollen wir nach zehn Jahren
Indoktrination nicht auch noch in eure Deppen-Armee gesteckt werden, wo
wir noch weniger über uns bestimmen können.

Was wir zu hören bekommen, wenn wir das sagen, ist: Wir könnten unser
Leben und unsere Freiheit ruhig mal für Deutschland und unsere deutschen
Werte opfern. Dabei geht es ihnen nicht um „Werte“, sondern darum, den
Profit für das Kapital zu sichern und ihre Herrschaft aufrechtzuhalten. Dieser
Staat  dient  nicht  unseren  Interessen.  Die  Aufgabe  des  Staates  in  der
kapitalistischen Gesellschaft ist es, die besten Bedingungen für die Ausbeuter
zu schaffen. Das heißt zum Beispiel: Sich darum zu kümmern, dass alle zur
Arbeit kommen, indem Straßen gebaut werden. Denn jeder Kapitalist braucht
Straßen – aber für keinen lohnt es sich, sie allein zu bauen. Doch auch wenn
das harmlos und sinnvoll klingt, ist es das nicht immer.



Wir Jugendlichen und Arbeiter:innen haben Interessen, die im Widerspruch
zu denen der Ausbeuter stehen. Das zeigt sich unter anderem daran, dass der
Staat mit seinem Gewaltmonopol jeden Kampf von Arbeiter:innen für ein
besseres  Leben  unterdrücken  muss  –  sonst  würden  sich  die
Ausbeutungsbedingungen verschlechtern und das würde den Kapitalist:innen
Profite kosten. Allen Fortschritt, den wir haben – wie eine parlamentarische
Demokratie oder Arbeiter:innenrechte – haben wir nicht, weil Deutschland so
warmherzig ist, sondern weil diese Rechte erkämpft wurden und Deutschland
sie  sich  leisten  konnte.  Das  heißt  auch:  Jeder  Fortschritt  fällt  mit  den
Profitraten.

Wer  also  glaubt,  man  müsse  Deutschland  verteidigen,  um  Freiheit  zu
erhalten, ist auf dem falschen Dampfer. Deutschland zu verteidigen heißt in
erster Linie, die Interessen der Ausbeuter zu verteidigen – und nicht unsere
eigenen!

Auf die Straße gegen die Wehrpflicht!

Daraus  wird  klar:  Wir  müssen gegen diese  Wehrpflicht  kämpfen.  Dieser
Kampf muss vor allem an den Schulen geführt werden, dort sind die Leute,
die morgen zu Kanonenfutter gemacht werden sollen. Wir müssen uns an
unseren  Schulen  zusammentun  und  versuchen,  Vollversammlungen  zu
organisieren – in denen klargemacht wird, was eine Wehrpflicht bedeutet.
Und  warum  wir  gegen  diese  kämpfen  müssen.  Dort  können  auch
Abstimmungen über Forderungen gegen die Bundeswehr oder Musterungen
stattfinden. Diese können lauten, dass die Bundeswehr an der eigenen Schule
Hausverbot bekommt. Wenn man die Bundeswehr einlädt, gibt man ihr die
Möglichkeit, sich so darzustellen, wie sie es will. Doch klar ist: Diese Leute
töten für die Interessen der Herrschenden, und die stehen im Widerspruch zu
unseren.  Diese  Normalisierung der  Gewalt  der  Herrschenden wollen  wir
nicht, denn diese richtet sich hauptsächlich gegen die Ausgebeuteten und
Unterdrückten.

Wir müssen uns auch bundesweit als Schüler:innen zusammentun, um alles
Mögliche gegen eine Wehrpflicht zu unternehmen. Das kann zum Beispiel ein
bundesweiter Schulstreik sein – oder auch bundesweite Schulbesetzungen.



Dabei darf die lokale Organisierung an der Schule aber nicht leiden, sie ist
Vorbedingung für einen erfolgreichen Kampf!

Deutschland angreifen!

Wenn eine  Wehrpflicht  trotzdem kommt,  reicht  es  nicht,  einfach nur  zu
verweigern. Ein solcher Pazifismus, der nicht die Notwendigkeit aufzeigt,
den Krieg aktiv zu bekämpfen, bringt uns dem Frieden kein Stück näher.
Selbst  wenn niemand freiwillig  in den Krieg zieht,  würden sie  uns eben
zwingen. Krieg passiert nicht einfach – es gibt Leute, die ihn wollen. Die
Herrschenden verdienen an unserem Sterben. Also klammern sie sich an
unser Sterben – denn nicht wir entscheiden, sondern der Profit. Es braucht
also mehr als reines Verweigern. Unser Kampf gegen die Wehrpflicht muss
auch ein Kampf gegen die Herrschenden sein. Das müssen wir immer wieder
klarmachen.

Wir müssen uns auch an die Jugend an der Front wenden – gerade dort wird
ein Großteil der Jugend landen. Und nirgendwo sonst kann man der Jugend
so  konkret  zeigen,  warum  eine  Wehrpflicht  scheiße  ist.  Es  ist  unsere
Aufgabe,  an  der  Front  nicht  für,  sondern  gegen  die  Herrschenden  zu
kämpfen. Das kann zum Beispiel so aussehen, dass man massenhaft Befehle
verweigert – und damit den Krieg aktiv sabotiert.

Auch in Zeiten, in denen die Waffen nicht zwischen Nationen sprechen und
es  in  der  Tagesschau  heißt,  es  sei  „Frieden“,  kann  es  im  Falle  einer
Wehrpflicht sinnvoll sein, sich einziehen zu lassen. Denn wieder wird ein
Großteil der Jugend im Pflichtlager zum Töten gedrillt. Und genauso wie in
Kriegszeiten muss man zeigen: Die Strukturen der Bundeswehr wollen uns
Jugendlichen nichts Gutes. Sie dienen den Herrschenden und nicht uns. Also
müssen wir sie bekämpfen wie die Herrschenden. Es braucht also im Falle
einer Wehrpflicht Revolutionäre auch im Militär – um Jugendliche dort zu
organisieren gegen das Militär und die Herrschenden.

Es ist davon auszugehen, dass Revolutionäre im Militär mit Repressionen
überzogen werden. Im Kriegsfall kann Befehlsverweigerung wahrscheinlich
sogar  mit  Erschießung bestraft  werden.  Deshalb  muss  Arbeit  im Militär



immer mit Bedacht passieren und das Ziel immer eine Massenaktion sein.
Diese  hohen  Repressionen  zeigen  aber  auch,  dass  dort  eine  extrem
empfindliche Stelle Deutschlands liegt. Und genau diese Stelle können wir
treffen – wenn wir gemeinsam die Waffen umdrehen.

Gleichzeitig müssen wir verstehen: Der Zugang zu militärischer Ausbildung
und Waffen kann auch für uns nützlich sein. Was es braucht, ist nicht ein
Militär – sondern Organe zur Selbstverteidigung.
Diese müssen in Betrieben, Schulen und Unis gebildet und demokratisch
aufgebaut  werden.  Doch  sie  brauchen  auch  Erfahrung  in  militärischer
Verteidigung. Denn Polizei und Militär greifen nur zu gern Besetzungen und
Streiks an, wenn diese zu gefährlich für die Herrschenden werden. Diese
Angriffe müssen unterbunden werden können.

Klar muss aber auch sein: Befehlsverweigerung und Umnutzung von Waffen
dürfen keine individuellen Prozesse sein. Revolutionäre müssen den an die
Waffe Gezwungenen systematisch aufzeigen, dass sie sich wehren müssen –
und wie sie das tun können. Systematisch heißt: massenhaft. Das muss also
auch eine Aufgabe der Massenorganisationen der Arbeiter:innenklasse sein –
zum Beispiel von Parteien wie der Linken. Es braucht einen gemeinsamen
Kampf aller, die im Militär die Interessen der Arbeiter:innen vertreten, um
dieses  Militär  zu  Fall  zu  bringen.  Wir  dürfen  nicht  beim  Pazifismus
stehenbleiben,  sondern  müssen  klarmachen:  Den Krieg  stoppen wir  nur,
wenn wir gegen ihn kämpfen. Der einzige Weg, einen Krieg zu beenden, ist,
diejenigen zu stürzen, die ihn wollen.

My  Body,  My  Future:
Jugendliche  müssen  abtreiben
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dürfen!
Von Blue, August 2025

Stell dir vor, du bist 16 Jahre alt und stehst kurz vor deinem Abschluss. Die
kommenden Jahre hast du schon durchgeplant: Ausbildung, Studium oder
Work & Travel, von Zuhause ausziehen, endlich auf eigenen Beinen stehen.
Doch plötzlich der Schock: Du bist ungewollt schwanger. Sofort schießen dir
tausend Fragen durch den Kopf: Will ich überhaupt ein Kind? Wie soll ich das
finanzieren  ohne Abschluss?  Was  wird  aus  meinen Zukunftsplänen?  Was
wenn es meine Eltern oder Mitschüler:innen erfahren? Darf ich überhaupt
schon abtreiben?

Solche  Situationen  sind  alles  andere  als  Ausnahmen.  Laut  Forum
Sexualaufklärung  und  Famil ienplanung  s ind  über  50%  der
Schwangerschaften unter 20 Jahren ungewollt, und das betrifft jährlich rund
13.000 junge Frauen in Deutschland. Und selbst wenn man nicht unmittelbar
betroffen ist, werden die meisten irgendwann mal die Erfahrung machen,
ebenso sehr zu verzweifeln, wenn die Periode zu spät kommt. Dieser Artikel
gibt einen Überblick über die rechtliche Lage in Deutschland und erklärt,
warum unkomplizierte Zugänge zu Abtreibungen überlebenswichtig ist. Und
zwar vor allem für Jugendliche!

Darf ich überhaupt abtreiben?

In  Deutschland  ist  ein  Schwangerschaftsabbruch  nach  §218  des
Strafgesetzbuches immer noch offiziell  eine Straftat. Er bleibt aber unter
bestimmten Bedingungen straffrei, wenn …

… vorher eine verpflichtende Beratung bei einer anerkannten Stelle erfolgt
ist,

… nach der Beratung eine Wartezeit  von mindestens drei  Tagen bis  zur
Entscheidung eingehalten wurde,

…  u n d  w e n n  d e r  A b b r u c h  s p ä t e s t e n s  b i s  z u r  z w ö l f t e n
Schwangerschaftswoche  durchgeführt  wird.
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Die ehemalige Regierung aus SPD, Grünen und FDP hatte angekündigt, §218
grundlegend zu überprüfen und möglicherweise zu streichen.  Das würde
bedeuten,  dass  Abtreibungen rechtlich  nicht  mehr  als  Straftat  behandelt
werden.  Doch konservative  Kräfte  –  allen  voran CDU/CSU –  stellen sich
entschieden gegen solche Reformen. Jens Spahn, CDU-Fraktionsvorsitzender,
sprach sich mehrfach öffentlich gegen liberalere Regelungen aus und wollte
sogar Studien in Auftrag geben, die psychische Schäden durch Abtreibungen
„beweisen“ sollten – trotzdem zeigt die fünfjährige Turnaway-Studie mit 956
Teilnehmerinnen, dass 95 % der Frauen auch nach Jahren überzeugt sind,
die richtige Entscheidung getroffen zu haben.

Der mittlerweile abgeschaffte §219a – das sogenannte „Werbeverbot“ für
Ärzt:innen  –  hat  lange  verhindert,  dass  Ärztinnen  öffentlich  über
Abtreibungen informieren durften. Auch wenn das Gesetz gestrichen wurde,
herrscht  in  vielen  Praxen  weiterhin  Unsicherheit.  Viele  Mediziner:innen
haben  Angst  vor  Angriffen  oder  Rufschädigung  und  informieren  deshalb
kaum öffentlich über Schwangerschaftsabbrüche. Für Jugendliche bedeutet
das:  Sie finden schwer verlässliche Informationen – obwohl sie diese am
dringendsten bräuchten.

Was bedeutet das für Jugendliche konkret?

Für Jugendliche ist die Situation besonders belastend, da die Regelungen
uneindeutig sind!

Grundsätzlich gilt: Ein Mindestalter für eine Abtreibung gibt es nicht. Auch
Minderjährige unter 18 Jahren haben die Möglichkeit, eine Schwangerschaft
abbrechen zu lassen. Entscheidend ist dabei die „Einwilligungsfähigkeit“ der
Betroffenen.  Einwilligungsfähig  bedeutet,  dass  die  Reife  und  notwendige
Einsichtsfähigkeit  in  die  körperliche  und  mögliche  psychische  Tragweite
eines Schwangerschaftsabbruchs gegeben sind. Dabei werden Jugendliche
über  16  in  der  Regel  als  einwilligungsfähig  eingeschätzt,  bei  unter  16-
Jährigen kann es aber sein, dass die Ärzt:innen die Zustimmung der Eltern
verlangen.

Das  Problem  hieran  ist,  dass  diese  Einschätzung  von  Menschen



vorgenommen wird, die die Betroffenen nicht wirklich kennen und nur auf
Basis eines Gesprächs eine Einschätzung abgeben. Für manche Betroffenen
ist es aber keine Option, sich ihren Eltern anzuvertrauen und im schlimmsten
Fall geben sie ihre Zustimmung nicht und zwingen ihre Kinder, ungewollt ein
Kind zur Welt zu bringen.

Auch  Aufklärung  in  Schulen  ist  oft  ungenügend  oder  moralisch  gefärbt.
Jugendliche  wissen oft  gar  nicht,  wohin  sie  sich  wenden können –  oder
schämen sich so sehr, dass sie gar nicht erst Hilfe suchen.

Psychische und physische Belastung

Die Gesellschaft vermittelt Jugendlichen oft ein Gefühl von Scham, Schuld
oder sogar Isolation, da frühe Schwangerschaften immer noch verpönt sind:
Sowas komme nur in  „schlechten Familien“ vor  und sowieso sei  man ja
„selbst schuld“, wenn man schon Sex hat. Noch schlimmer, wenn die eigenen
Eltern eigentlich dagegen sind,  dass man überhaupt schon Sex hat,  was
(bezogen auf Mädchen) bei einem Viertel der Eltern in Deutschland der Fall
ist.  Diese  Erfahrungen  können  Betroffene  in  schwere  psychische  und
emotionale Krisen stürzen. Scham und emotionaler Druck führt nicht selten
dazu, dass eine Schwangerschaft erst viel zu spät erkannt wird und es dann
möglicherweise  rechtlich  zu  spät  ist,  noch  eine  legale  Abtreibung
durchzuführen.

Wird  der  legale  Zugriff  verwehrt,  greifen  jährlich  schätzungsweise  3
Millionen Mädchen im Alter von 15 – 19 Jahren auf der ganzen Welt zu
unsicheren  Abtreibungsmöglichkeiten.  Ein  Beispiel:  Manche  Jugendliche
versuchen eine Selbstabtreibung mit Medikamenten, die sie online bestellen,
und  zwar  dann  ohne  ärztliche  Kontrolle.  Andere  verwenden  gefährliche
Gegenstände,  um einen  Abbruch  selbst  herbeizuführen.  Diese  Methoden
können  durch  starke  Blutungen,  Infektionen  oder  dauerhafte  Schäden
lebensbedrohlich sein. Das passiert vor allem dort, wo legale Zugänge fehlen
oder junge Menschen glauben, sie hätten keine andere Wahl.

Soziale und wirtschaftliche Folgen

Wer jung ein Kind bekommt,  steht  vor  großen Herausforderungen.  Viele



junge  Schwangere  müssen  die  Schule  oder  Ausbildung  abbrechen,  weil
Betreuung fehlt. Häufig lehnen Eltern jede Hilfe ab oder setzen ihre Kinder
unter Druck, das Kind zu bekommen (oder eben abzutreiben) ganz nach ihren
Vorstellungen.

Jugendliche sind fast immer finanziell abhängig. Ohne eigenes Einkommen
muss man sich auf der mehr als dürftige staatliche Hilfssystem verlassen.
Frühe Elternschaft kann dazu führen, dass Lebenspläne komplett aufgegeben
werden müssen. Das Risiko für Arbeitslosigkeit,  soziale Ausgrenzung und
langfristige  Perspektivlosigkeit  steigt  um  ein  Vielfaches.  Teenagermütter
verlassen beispielsweise doppelt so häufig die Schule ohne Abschluss wie
ihre Altersgenossinnen. Unter solchen Verhältnissen ist der Weg zu einem
einigermaßen selbstbestimmten Weg unvorstellbar.

Unsere Körper gehören uns!

Diese Hürden sind kein Zufall. Sie passen zu einem System, das Frauen in
klassische Geschlechterrollen als Mütter und Hausfrauen zwingen will, da sie
so Sorgearbeit kostenlos im Rahmen ihrer Familie leisten und diese nicht von
den Kapitalist:innen finanziert werden muss. Gleichzeitig sorgen sie damit
für einen konstanten Nachschub an zukünftigen Arbeitskräften, die dann von
diesen ausgebeutet werden können. Gerade konservative bis offene rechte
Kräfte, die im momentanen Rechtsruck immer stärker werden, verbreiten ein
solch  unterdrückerisches  Frauenbild.  Es  gibt  zwar  auch  liberalere
bürgerliche Kräfte, die halbherzig das Recht auf Abtreibung verteidigen, aber
nur selten die ökonomische Dimension beachten: Finanzielle Unabhängigkeit
von  Familie  und  Partner,  ein  ausfinanziertes  Hilfssystem und  kostenlose
Gesundheitsversorgung!

Wir fordern also das Recht,  selbst  über unsere Körper zu entscheiden –
unabhängig davon, wie alt  wir sind. Schwangerschaftsabbruch darf keine
Frage von Geld, Angst oder Zustimmung sein. Es muss ein Recht sein, und
zwar für alle!

Deshalb fordern wir:

            •          Kostenloser Zugang zu Beratung, Verhütung und Abtreibung!



            •          Keine Zustimmung der Eltern für Abtreibung oder „Pille
danach“!

            •          Ärzt:innen müssen offen informieren dürfen!

            •          Mehr Hilfsangebote: Mutter-Kind-Häuser, anonyme Beratung,
Schutzräume, finanzielle Unterstützung!

            •          Aufklärung an Schulen, die informiert statt zu verurteilen!

            •          Abschaffung aller Gesetze, die unsere Selbstbestimmung
einschränken!

            •          Weg mit dem Druck, sich dem Ideal der bürgerlichen
Kleinfamilie  zu  beugen!  Für  eine  Welt  ohne  unterdrückerische
Geschlechterrollen  und  für  die  Vergesellschaftung  von  Haus-  und
Sorgearbeit!

Proteste in der Türkei – Auf zum
Sturz Erdogans!
B i l d c r e d i t s :  B y u / R e s p o n s i b l e - C o v e r 2 0 7 -
https://www.reddit.com/r/Turkey/comments/1jhjan9/sara%C3%A7haneden_%
C 3 % A 7 e k t i % C 4 % 9 F i m _ b a z % C 4 % B 1 _ k a r e l e r / , C C B Y -
SA4.0,https://commons.wikimedia.org/w/index.php?curid=16

Von Jona Everdeen, April 2025

Die Proteste in der Türkei halten trotz Repressionen an! Sie laufen, seitdem
der Istanbuler Bürgermeister und aussichtsreichster Widersacher Erdogans,
Ekrem Imamoglu  von der  CHP am 19.März  wegen fingierten  Vorwürfen
inhaftiert wurde, um zu verhindern, dass er in einer eventuell vorgezogenen
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Wahl gegen Erdogan antreten kann. Die Massenproteste zeigten sich von
Anfang  an  sehr  kämpferisch  und  ignorierten  Erdogans  viertägiges
Versammlungsverbot  für  Istanbul.  Dabei  spielten  auch  viele  Kräfte  eine
Rolle,  die  über  die  fadenscheinige  Opposition  der  CHP  hinausgehen.
Während die CHP zuvor viele von Erdogans diktatorischen Schweinereien,
wie die Angriffe gegen die pro-kurdische HDP, mitgetragen hatte, fordern
diese  Kräfte  Erdogans  Sturz  als  Beginn  eines  grundlegenden  Wandelns.
Insbesondere Studierende stellen sich, wie in so vielen Bewegungen, an die
Spitze der Proteste, und Erdogans Kompromisslosigkeit und der Druck der
Massen zwingt auch die CHP zu immer radikaleren Tönen. So verkündete
Parteivorsitzender Özgür Özel kürzlich, man werde „bis zum Ende gegen die
Regierung kämpfen“. Doch was für ein Ende? Und was braucht es wirklich,
um Erdogan zu stürzen?

Erdogans langsamer Griff zu Diktatur

Die  „Demokratie“  in  der  Türkei  war  schon  lange  eher  eine  Farce  als
irgendetwas  anderes.  Allerdings  offenbarte  die  Festnahme  Imamoglus
endgültig  den  wahren Charakter  des  bonapartistischen Regimes,  in  dem
Wahlen  nur  den  Zweck  verfolgen,  Erdogans  Macht  zu  legitimieren.  So
wurden  Repressionen  wie  die  gegen  Imamoglu  und  mehrere
Bezirksbürgermeister  in  Istanbul  bereits  in  der  Vergangenheit  exzessiv
gegen linke und kurdische Kräfte, vor allem der DEM-Partei (Nachfolgerin
der  HDP)  eingesetzt.  Die  wil lkürl iche  Absetzung  gewählter
Bürgermeister:innen und Inhaftierung führender  Politiker:innen auf  Basis
fingierter Vorwürfe kennt man hier bereits zur Genüge. Dass diese Taktiken,
bisher reserviert  für die linken und kurdischen „Terrorunterstützer“,  nun
gegen die Parteispitze der Hauptpartei der bürgerlichen Opposition, nicht
gegen den Bürgermeister einer kurdischen Stadt wie Van oder Urfa sondern
der 15 Millionen Metropole Istanbul, angewendet wird, zeigt dennoch eine
neue Qualität. Es zeigt, dass Erdogan inzwischen, angesichts der Beliebtheit
Imamoglus und der Tatsache, dass er gemäß der gültigen Verfassung ab
2028 nicht mehr als Präsident antreten darf, bereit, ist zur Zementierung
seiner Macht jegliche demokratischen Reste achtlos über Bord zu werfen und
aus einer autoritären Scheindemokratie eine offene Diktatur zu machen. Ein



so offener Angriff auf die „Demokratie“ könnte ihm jedoch zum Verhängnis
werden, da sie der bisher sehr zahmen bürgerliche Opposition nun vor Augen
führen könnte, dass diese, um ihre eigene Existenz zu sichern, zwingend
einen energischen Kampf gegen Erdogans Regime führen muss.

Ebenfalls eine Rolle spielt, sowohl bei Erdogans autokratischer Politik als
auch  der  Stärke  der  Proteste,  die  seit  Jahren  schwelende  Krise  des
türkischen  Kapitalismus.  Dieser  sieht  sich  trotz  regelmäßig  offen
artikulierten Großmachtsambitionen nicht im Stande, seine Wirtschaft unter
Kontrolle  zu  bringen.  Die  Inflation  bleibt  hoch  und  Arbeiter:innen  und
Jugendliche sind die  Leidtragenden,  die  immer weniger  eine Perspektive
sehen, wie es besser werden könnte.

Repression und Widerstand

Noch  stärker  als  die  CHP  selber,  die  auch  nach  Ekrem  Imamoglus
Verhaftung  relativ  zögerlich  begann,  offen  zu  Protesten  aufzurufen,
mobilisierte  an  den  direkt  folgenden  Tagen  die  oppositionelle  Basis
Massenproteste. Besonders in den ersten Tagen kam es dabei zu massiver
Konfrontation mit der Polizei, die in Istanbul, Ankara und Izmir, den drei
größten  Städten  des  Landes,  zwischenzeitlich  ein  Demonstrationsverbot
durchzusetzen versuchte. Ohne Erfolg, da die Wut der Massen enorm war,
und  es  schnell  gängige  Praxis  wurde,  sich  durch  Polizeiketten
durchzukämpfen und auf Wasserwerfer mit Steinen zu antworten. An der
Spitze dieser Bewegung stellten sich Studierende der großen Universitäten,
die  den  Kampf  auch  an  ihre  Unis  trugen,  dort  selbstorganisierte
Veranstaltungen durchführten und über Perspektiven diskutierten,  wie es
nun weiter gehen muss. Dort war von Anfang klar, dass eine demokratische
Zukunft nur ohne Erdogan möglich ist.

Doch die Repression dessen Regimes war enorm, nicht nur durch massive
physische Gewalt, in Form von Tränengas und Gummigeschossen, sondern
auch  von  tausenden  vorübergehenden  Festnahmen  und  vielen  Hundert
Anklagen inklusive Haftbefehl gegen Teilnehmer:innen der Proteste. Mehrere
Dutzend Menschen wurden festgenommen aufgrund von Social Media Posts.
Massenverhaftungen  sind  schon  lange  ein  Mittel  Erdogans,  seine



Gegner:innen einzuschüchtern und wegzuschaffen. So sind die Knäste der
Türkei voll mit politischen Gefangenen, in erster Linie Linke und Kurd:innen.

Allerdings konnte diese Repression die Bewegung nicht brechen, noch immer
fluten regelmäßig Tausende die Straßen, vor allem in den Großstädten aber
auch an vielen anderen Orten. Auch musste das Repressionsregime kürzlich
mehr als 100 gefangene Studierende gegen Kaution und teilweise Auflagen
wieder freilassen,  da ein Gericht anordnete,  dass eine Inhaftierung nicht
verhältnismäßig sei.

Wir  haben es mit  einer  Bewegung zu tun,  die  viel  Mut zeigt  gegen ein
unterdrückerisches System, doch wie kann sie gegen den Tyrannen Erdogan
siegen?

Was braucht es für den Sieg? Und wie kann eine befreite Türkei
aussehen?

Wieder einmal sind es die Studierenden, die bereits das aufzeigen, was es
braucht, um die Regierung Erdogan in die Schranken weisen zu können, den
Bonaparten  zum  Rücktritt  zu  zwingen:  Einen  Generalstreik.  Diese
Perspektive ist  durchaus realistisch,  so sind neben den Studierenden die
allermeisten  Teilnehmer:innen  der  Proteste  Arbeiter:innen  und  auch  die
Gewerkschaften,  die  traditionell  stark  von  der  CHP  beeinflusst  werden,
spielen  eine  wichtige  Rolle.  Allerdings  ist  der  Organisationsgrad  in  der
Türkei  sehr  schwach,  weshalb  es  nötig  ist,  durch  an  der  Basis,  in  den
Betrieben,  den Universitäten und den Schulen gebildete Komitees diesen
Generalstreik zu tragen. Eine Perspektive, die wir ganz generell aufwerfen
müssen!  Denn  auch  wenn  es  momentan  richtig  ist,  Druck  auf  die  CHP
auszuüben, sich dem Kampf entschlossen anzuschließen, muss uns doch klar
sein, dass diese Partei keine Lösung anzubieten hat. Auch wenn die CHP
immer wieder mit  sozialdemokratischer Politik kokettiert,  ist  sie politisch
eine  bürgerliche  Partei,  die  die  Interessen  des  liberalen  Flügels  der
türkischen  Bourgeoisie  vertritt.  Und  auch  die  DEM-Partei  bietet  trotz
wesentlich linkerem Programm und widerständigerer Politik keine Lösung.
Sie ist eine kleinbürgerlich, vor allem vom kurdischen Kleinbürger:innentum
dominierte  Partei ,  die  zwar  als  einzige  Partei  die  kurdische



Selbstbestimmung fordert und in diesem Sinne eine progressive Rolle spielt,
aber dabei keine sinnvolle Strategie besitzt,  wie dieser Kampf gewonnen
werden kann.

Also braucht es einen unbefristeten und landesweiten Generalstreik, wozu
CHP  und  DEM  aufgefordert  werden  sollten,  diesen  mit  aller  Kraft  zu
unterstützen. Gleichzeitig sollte aber klar gemacht werden, dass keine der
Parteien  eine  Lösung  anzubieten  hat  und  ihre  Herrschaft  lediglich  eine
demokratischere und humanere Herrschaft der Bourgeoisie wäre. Doch was
schlagen wir den Massen der türkischen Arbeiter:innen und Jugendlichen
stattdessen  vor,  was  es  braucht  um  Erdogan  endlich  loszuwerden  und
gleichzeitig die Wirtschaftskrise zu überwinden, die bereits seit Jahren dazu
führt,  dass in der Türkei die Massenverarmung immer größere Teile der
Gesellschaft  erfasst?  Was  sind  Forderungen,  die  ein  Generalstreik  in
ähnlicher  Form  stellen  muss?

-Für einen sofortigen Rücktritt und dauerhaften Amtsverzicht Erdogans und
Neuwahlen,  überwacht  von  Arbeiter:innen  und  Studierenden,  um
Wahlfälschung  zu  verhindern!

-Für  die  sofortige  Freilassung  aller  politischen  Gefangenen,  sowohl  der
jüngsten Proteste als auch generell!

-Für  eine  verfassungsgebende  Versammlung,  in  der  Erdogans
Autokratisierung rückgängig gemacht wird,  und eine neue demokratische
Verfassung  beschlossen  wird,  die  die  Interessen  der  Massen  abbildet.
Geschehen  muss  dies  unter  Kontrolle  der  Arbeiter:innenbewegung!

-Für  das  Selbstbestimmungsrecht  der  Kurd:innen!  Für  volle
gleichberechtigte  Beteiligung  an  der  Bewegung,  auch  gegen  türkisch-
chauvinistische  Ressentiments  innerhalb  dieser,  und  im  Prozess  der
Neugestaltung des Landes! Dabei haben Kurd:innen auch das Recht auf eine
Loslösung ihres Heimatlandes von der Türkei!

-Für  die  Verstaatlichung  aller  Schlüsselindustrien  unter  Kontrolle  der
Arbeiter:innen, um die Krise des türkischen Kapitalismus zu lösen und die
Wirtschaft einem demokratischen Plan zu unterwerfen, der die Bedürfnisse



der Bevölkerung erfüllt!

Schulbesetzung  in  Italien:  Ein
Interview  mit  der  Jugend  der
Partito Comunista dei Lavoratori
Redaktioneller  Kommentar:  Mit  dem  zunehmenden  Kampf  um  die
imperialistische Neuaufteilung der Welt sind Rechtsruck, Militarismus und
Kürzungen stärker denn je. Schüler:innen und Jugendliche auf der ganzen
Welt leiden unter der Krise. Deshalb haben Schüler:innen in Palermo (Italien)
im  vergangenen  Jahr  Teile  ihrer  Schule  besetzt,  um  für  ein  sicheres
Lernumfeld zu kämpfen. Da wir als REVOLUTION der Meinung sind, dass es
für die Jugend international notwendig ist, sich an den Orten zu organisieren,
an denen wir unseren Alltag verbringen, an Schulen, Universitäten und am
Arbeitsplatz,  haben  wir  die  Student:innen  der  Partito  Comunista  dei
Lavoratori (Kommunistische Arbeiter:innenpartei, PCL) interviewt, um von
ihren  Erfahrungen  zu  lernen  und  zwischen  jungen  Kommunist:innen
international zu diskutieren. Wir glauben, dass der Sturz des Kapitalismus
nur  durch  eine  internationale  Revolution  möglich  ist,  weshalb  wir  über
Kämpfe auf der ganzen Welt diskutieren müssen. Wir fordern Student:innen
und andere Teile der Jugend weltweit auf, sich mit uns in Verbindung zu
setzen, um Interviews über ihre Kämpfe mit dem kapitalistischen System zu
führen und mit uns zu diskutieren, wie man diese führen kann – damit wir
eines Tages gemeinsam eine kommunistische Welt erreichen können.

Die  PCL  ist  die  italienische  Sektion  der  Internationalen  Trotzkistischen
Opposition (ITO), mit der unsere Kampfpartnerin, die Liga für die Fünfte
Internationale (L5I), zusammen mit der Internationalen Sozialistischen Liga
(ISL) Gespräche über eine Neugruppierung führt.  Vereinbarung zwischen
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ITO, L5I und ISL unter: Für eine Umgruppierung von revolutionären Kräften
(https://arbeiterinnenmacht.de/2024/11/22/fuer-eine-umgruppierung-von-revo
lutionaeren-kraeften/)

Warum habt Ihr Eure Schule besetzt?
Wir  haben  uns  für  die  Besetzung  entschieden,  weil  die  baulichen
Bedingungen unserer Schule sehr prekär sind. Tatsächlich haben wir die
Schule gleich nach einem Regen besetzt, weil das Abwassersystem kaputt
war  und  ein  Stück  Dach  fehlte.  Aber  das  war  nicht  einmal  das  einzige
Problem, wir hatten auch Schimmel an den Wänden der Klassenzimmer im
Erdgeschoss,  einen  Mäusebefall  und  eine  schlecht  funktionierende
Internetverbindung.

Was ist vor, während und nach der Besetzung passiert?
Wir hatten bereits mehrere E-Mails an unsere Schulleiterin geschickt und sie
gebeten, diese Probleme zu lösen, aber wir haben keine Antwort erhalten.
Folglich haben wir uns entschieden, das Lehrer:innenzimmer zu besetzen.
Wir hätten lieber das Büro der Schulleiterin besetzt, aber es befindet sich
nicht in unserer Schule, sondern in einer anderen mit derselben Schulleiterin
(eine Schule, in der die baulichen Bedingungen viel besser sind, aber das
überrascht uns nicht …). Zwei Monate vor der Besetzung hatten wir bereits
das Gebäude für unsere Schule gewechselt, weil in der Vergangenheit einige
Teile der Struktur heruntergefallen waren, darunter auch Dächer. Zum Glück
wurde nie jemand verletzt, aber dadurch war der dauerhafte Aufenthalt in
der Schule sehr unsicher und unangenehm.

Folglich war die Mehrheit der Schüler:innen bereits wütend und hatte die
Nase  voll  von  den  Zuständen  in  der  Schule,  da  wir  von  einer  bereits
schlechten Situation dorthin versetzt worden waren und auf eine bessere
gehofft hatten. Als wir sahen, dass die Schulleiterin nicht auf unsere E-Mails
antwortete, begannen wir, die Idee einer Besetzung zu diskutieren, sowohl in
Gesprächen mit Schüler:innen als auch in Treffen mit Schülervertreter:innen.
Dann  stimmten  die  Vertreter:innen,  darunter  auch  einer  unserer
Genoss:innen, für die Besetzung, und am 10. Mai 2024, nach der ersten
Unterrichtsstunde, besetzten wir das Lehrer:innenzimmer.



Gab es noch andere Gruppen, die daran teilnahmen?
Es gab keine anderen Gruppen,  die die Besetzung organisiert  haben,  da
unsere  Schule  nicht  einmal  eine  Schüler:innenvertretung hat,  nicht  sehr
aktiv  in  der  Student:innenbewegung  ist  und  nur  selten  an  Protesten
teilnimmt. Trotzdem wurden wir von den älteren Schüler:innen unterstützt,
die in unserer Schule waren, als es noch eine Vertretung gab, auch wenn
diese  nicht  mit  dem  Kommunismus  oder  dem  allgemeinen  Linkssein
verbunden war.  Dieses  Kollektiv  bestand nur  von 2021 bis  2022,  einige
Monate  vor  unserem Eintritt  in  die  High School,  hauptsächlich  weil  die
Mehrheit derjenigen, die ihm beitraten, bereits ihren Abschluss machte und
2022 nur noch wenige von ihnen an unserer Schule waren.

Mit welchen Methoden habt Ihr die Menschen organisiert? Verteilen
von Flugblättern, Zeitungen Demonstrationen?
Aufgrund der Umstände war es sehr einfach, die Schüler:innen von einer
Teilnahme  zu  überzeugen.  Es  genügte,  in  Schulversammlungen  und
Sitzungen des  Schüler:innenvertretungsausschusses  darüber  zu  sprechen.
Folglich haben wir keine Flyer oder Zeitungen verteilt, aber im März, einige
Wochen nach dem Beitritt zur PCL, haben wir versucht, die Schüler:innen zu
radikalisieren und sie zum Beitritt zu bewegen, aber leider ohne Erfolg.

Gab es Strukturen, um die herum Ihr Euch organisiert habt? Habt Ihr
bestehende  Strukturen  der  Schüler:innenbeteiligung  genutzt?  Wie
funktionieren diese?
An  unserer  Schule  gibt  es  keine  politischen  Strukturen,  außer  dem
Schüler:innenausschuss, der jedoch nicht politisch ausgerichtet ist, sodass
wir uns nur um ihn herum organisiert haben.

Konntet Ihr Eure Forderungen durchsetzen? Wenn nicht, hattet Ihr
einen Plan zur Eskalation?

Letztendlich  konnten  wir  unsere  Forderungen  durchsetzen,  nachdem die
Besetzung  drei  Stunden  gedauert  hatte  und  anschließend  ein  Treffen
zwischen  dem/r  Schülerrepräsentant:in,  der  Rektorin  und  dem/r
Bürgermeister:in  stattfand,  das eine Stunde dauerte,  konnten wir  unsere
Forderungen durchsetzen.  Unsere Forderungen waren die  Reparatur  des



Abwassersystems,  des  Daches  und  der  Heizkörper,  die  Entfernung  des
Schimmels von den Wänden und die Beseitigung der Ratten. Ich glaube, der
Grund, warum die Schulleiterin unseren Forderungen so schnell zustimmte,
nachdem  sie  uns  wochenlang  ignoriert  hatte,  war  die  Angst  vor  der
Berichterstattung in den Medien, wenn die Besetzung länger gedauert hätte,
was ihr einen schlechten Ruf eingebracht hätte.

Obwohl wir Glück hatten und unsere Forderungen erfüllt wurden, hatten wir
keinen Plan für eine Eskalation, falls unsere Forderungen nicht akzeptiert
würden, außer einer längeren Besetzung. Wir haben durch diese Besetzung
aber nicht nur die Behebung der strukturellen Probleme, sondern auch die
Wiederbelebung eines minimalen politischen Bewusstseins in einer Schule
erreicht, die vor 2022 seit Jahrzehnten keine Besetzung oder Demonstration
mehr erlebt hatte.

Gab es Repressionen?

Glücklicherweise haben wir keine Repressionen erlitten,  aber gleichzeitig
sind Repressionen in Italien sehr verbreitet. So wurden beispielsweise im
Februar Student:innen in Pisa und Florenz von der Polizei verprügelt, weil
sie gegen die Beteiligung der italienischen Regierung am Völkermord an den
Palästinenser:innen durch Israel  protestierten,  und im Dezember  wurden
zehn  Schüler:innen  in  Rom für  15  Tage  suspendiert,  zu  stundenlangem
gemeinnützigen Dienst verurteilt und bei der Polizei gemeldet, nachdem sie
die Cavour-Oberschule für eine Woche besetzt hatten. (1)

Auch mit dem neuen DDL Sicurezza (Sicherheitsgesetzentwurf), einer Reihe
von Gesetzen, die von der Regierung verabschiedet werden, gibt es viele
neue  Normen,  die  verabschiedet  werden und den  politischen  Aktivismus
extrem  schwierig  gestalten.  Abschnitt  14  beispielsweise  sieht  für
Straßenblockaden im Rahmen von Protesten eine Gefängnisstrafe von sechs
Jahren vor, Abschnitt 19 führt das Verbrechen des passiven Widerstands ein,
Abschnitt  28 erlaubt  Polizeibeamt:innen,  bestimmte Arten von Waffen zu
tragen,  auch  wenn  sie  nicht  im  Dienst  sind,  und  Abschnitt  31  erlaubt
Mitgliedern  des  Geheimdienstes,  mit  Genehmigung  des  Präsidenten
Terrorakte  begehen  zu  dürfen  und  fordert  die  Universitäten  auf,  die



Identitäten von Professor:innen und Student:innen, die den Geheimdiensten
gegenüber oppositionell eingestellt sind, preiszugeben. (2)

Wie haben die Schüler:innen auf die Besetzung und die Organisation
reagiert?
Wie ich bereits sagte, waren die Schüler:innen der Zustände an der Schule
und der Nachlässigkeit des Schulleiters überdrüssig, sodass sie sehr positiv
auf  die  Besetzung reagierten und einige von ihnen bei  der  Organisation
halfen.

Sind diese Probleme spezifisch für Eure Schule, Eure Region oder das
ganze Land? Welche Perspektive habt Ihr propagiert?
Diese Probleme betrafen nicht  nur  unsere Schule,  sondern betreffen die
Schulen des ganzen Landes. Letztes Jahr gab es 69 Einstürze in Schulen in
Bezug auf Dächer und Wände, 8 mehr als 2023. Der Süden, die Gegend, in
der sich unsere Schule befindet, ist mit 28 Einstürzen am stärksten betroffen
(40,5 %). Dies unterstreicht den Zusammenhang zwischen unzureichenden
Schulstrukturen und dem Meridionale (soziale, kulturelle und wirtschaftliche
Kluft  zwischen  Nord-  und  Süditalien),  der  die  Gesamtheit  aller
sozioökonomischen Ungleichheiten zwischen Nord- und Süditalien darstellt.

59,16  %  der  Schulen  haben  kein  Nutzungszertifikat,  57,68  %  keinen
Brandschutz. 41,5 % haben keine statischen Tests. Auch die Luftqualität ist
sehr schlecht,  94 % der Schulen verfügen über keine Klimaanlagen und
Lüftungssysteme. 10 % der Schulen haben keine Heizung.

Diese  Probleme  sind  auch  mit  Behindertenfeindlichkeit  verbunden.
Tatsächlich verfügen 65 % der Schulen nicht über Treppenlifte, 74 % haben
keine  behindertengerechten  Toiletten  und  76  %  haben  keine
Rollstuhlrampen. Außerdem wurden nur in 11 % der Schulen Bauarbeiten
zur Beseitigung architektonischer Barrieren durchgeführt. (3)

Diese  Bedingungen  sind  wahrscheinlich  auf  die  Korruption  einiger
Schulleiter:innen und noch mehr, weil das Bildungswesen nicht genügend
staatliche  Mittel  erhält,  zurückzuführen.  Tatsächlich  erhält  das
Bildungswesen in Italien 2,9 % des gesamten BIP, gegenüber dem OECD-



Durchschnitt  von  3,2  %.  (4)  Dies,  während  die  Militärausgaben  um  13
Milliarden  Euro  steigen,  was  darauf  hindeutet,  dass  die  derzeitige
postfaschistische  Regierung  ihre  imperialistischen  Interessen  und  die
Unterstützung Israels  bei  seinem Völkermord an den Palästinenser:innen
über die Bedürfnisse der Menschen in dem Land, das sie regiert, stellt. (5)

Ein Beispiel für korrupte Schulleiter:innen ist die ehemalige Direktorin der
Falcone-Mittelschule,  Daniela  Lo  Verde,  die  Lebensmittel  und
technologischen  Hilfsmittel,  die  für  die  Schüler:innen  bestimmt  waren,
gestohlen und EU-Mittel veruntreut hat, indem sie Kurse erfand, die in der
Schule nie stattfanden. Der ohnehin schon inakzeptable Akt wird durch die
Tatsache verschlimmert, dass er im ärmsten Bezirk Palermos, ZEN, stattfand.
Jetzt wurde sie zu gemeinnütziger Arbeit verurteilt. (6)

Werdet Ihr weiterhin in Schulen aktiv sein?
Wir werden auf  jeden Fall  weiterhin in unserer Schule aktiv  sein.  Einer
unserer Genossen wurde als Klassensprecher wiedergewählt und nächstes
Jahr  möchten  wir  uns  bei  den  Schüler:innenwahlen  als  Schulsprecher:in
aufstellen lassen. Wir haben auch Flugblätter über Proteste, an denen wir
teilgenommen haben, und Veranstaltungen, die wir in unserem politischen
Kreis sowohl an unserer Schule als auch an der anderen High School in der
Stadt organisiert haben, verteilt. Leider zog dies niemanden zur Partei, aber
sie trugen dazu bei, uns in der Schule als Partei und als Kommunist:innen
bekannt zu machen, und halfen uns, die Schüler:innen im Kampf gegen die
Bourgeoisie  zu  organisieren  und uns  mit  der  Arbeiter:innenbewegung in
unserer Schule zu verbünden.

Quellen:

( 1 )
https://corrierefiorentino.corriere.it/notizie/24_febbraio_24/cariche-sugli-stud
enti-pro-palestina-a-pisa-e-firenze-sindaci-e-rettori-e-inaccettabile-97e8e528-
e 5 5 1 - 4 1 2 d - 8 0 5 f - f f 8 a 1 3 4 e e x l k . s h t m l  u n d
https://www.romatoday.it/politica/scuole-occupate-roma-sospensioni-liceo-cav
our.html)



( 2 )
https://www.sistemapenale.it/it/documenti/pacchetto-sicurezza-il-testo-del-dis
egno-di-legge-e-il -dossier-del-servizio-studi-del-senato  und
https://ilmanifesto.it/il-grande-fratello-  (alle  Universitäten)

( 3 )
https://www.ilfattoquotidiano.it/2024/09/25/aumentano-i-crolli-nelle-scuole-e-i
l-60-degli-istituti-non-ha-certificato-dagibilita-e-prevenzione-incendi/7706942/

( 4 )
https://www.tuttoscuola.com/education-at-a-glance-2024-valditara-investimen
ti-e-innovazioni-per-una-scuola-italiana-piu-equa-e-competitiva/

( 5 )
https://www.milex.org/2024/10/30/esplosione-per-le-spese-militari-italiane-nel
-2025-a-32-miliardi-di-cui-13-per-nuove-armi/

( 6 )
https://www.palermotoday.it/cronaca/scuole-falcone-zen-corruzione-condanna
-preside-lo-verde.html

Gegen  die  „Antisemitismus“-
Resolution! Hetze, Spaltung und
Diffamierung  an  Schulen  und
Unis entgegentreten!
Februar 2025 – 7 Minuten Lesezeit

In der vergangenen Woche, in der sich die „bürgerliche Mitte“ mit ihrer
rassistischen  Politik  und  Hetze  gegen  Migrant:innen  ungeahnt  selbst
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übertroffen hat, scheint man sich nun beim antijüdischen Rassismus ganz
besonders verantwortungsbewusst zu geben. Union, SPD, Grünen und FDP
sind  plötzlich  ganz  vorne  mit  dabei,  wenn  es  um  den  Kampf  gegen
Antisemitismus geht, während sich hinter dem Schleier des „Nie Wieders“
die Hände von ihrer Mittäterschaft an einem weiteren Genozid wäscht. Ihre
Bundestagsfraktionen  stellten  gemeinsam  einen  Antrag  namens
„Antisemitismus  und  Israelfeindlichkeit  an  Schulen  und  Hochschulen
entschlossen entgegentreten sowie den freien Diskursraum sichern“, der am
vergangenen  Mittwoch  beschlossen  wurde.  Dieser  beruht  auf  der  IHRA-
Definition von Antisemitismus, die Antizionismus mit Antisemitismus effektiv
gleichsetzt. Dadurch sollen Schulen und Hochschulen engere Verbindungen
zu Sicherheitsbehörden schaffen und die Palästinasolidarität noch stärker
unterdrücken.  Der  Widerstand  dagegen  kommt  nicht  nur  aus  der
antiimperialistischen  Bewegung,  sondern  auch  viele  Teile  der  Intelligenz
geben  Widerworte.  Was  das  genau  beinhaltet,  welche  konkreten
Konsequenzen dies hat und wie wir aktiv dagegen kämpfen müssen, soll im
folgenden Artikel behandelt werden.

Die IHRA-Definition
Bereits am 7. November hat der Bundestag eine Antisemitismusresolution
mit  dem  Antrag  „Nie  wieder  ist  jetzt:  Jüdisches  Leben  in  Deutschland
schützen, bewahren und stärken“ verabschiedet. Diese fordert nicht nur ein
verstärktes rechtliches Vorgehen gegen Antisemitismus,  sondern definiert
die  Grundlage  für  Antisemitismus  über  die  International  Holocaust
Remembrance  Alliance  (IHRA).  Die  IHRA  ist  eine  1998  gegründete
zwischenstaatliche Organisation, die sich der Aufklärung über den Holocaust
widmet.

Die  IHRA  setzt  Antizionismus  und  Kritik  an  Israel  weitestgehend  mit
Antisemitismus gleich, indem sie den Staat Israel als „jüdisches Kollektiv“
definiert.  Das  ist  auf  vielen  Ebenen  ein  großes  Problem:  Zum  einen
betrachten sie dadurch Jüdinnen und Juden als homogenes Kollektivsubjekt,
das die Interessen des Zionismus vertritt. Sie lehnen es zwar (richtigerweise)
ab, dass Jüd:innen nicht für Israel zur Rechenschaft gezogen werden sollen.



Aber rein logisch vermischen sie diese Ebenen. Diese führt auf das andere
Problem:  Hierdurch  wird  der  Antisemitismusbegriff  ins  Unkenntliche
verwässert und zu einer politischen Waffe des Imperialismus gemacht. Dass
dieses  Gesetz  die  deutsche  Staatsräson  schützt  und  den  Zionismus
legitimiert, ist offensichtlich. Noch schlimmer ist jedoch die Gefahr, die es für
Migrant:innen und auch für Jüdinnen und Juden darstellt. Als antisemitisch
gilt jeder, der das Geschehen in Gaza als das bezeichnet, was es ist: ein
Genozid. Indem es heute bereits Gang und Gäbe ist, dass legitime Ansprüche
der Palästinenser:innen auf Freiheit von Unterdrückung und Apartheid unter
den Antisemitismusverdacht gestellt wird, verliert der Begriff an Wirkung.
Währenddessen  werden  tatsächliche  Formen  des  Antisemitismus
bagatellisiert,  mit  denen der  deutsche  Staat  ja  oftmals  gar  nicht  so  ein
riesiges Problem zu haben scheint.

Rassist:innen gegen Antisemitismus?
Palästinenser:innen  in  Deutschland  müssen  sich  anhören,  dass  sie
antisemitisch seien, sobald sie sich gegen das Morden ihrer eigenen Familie
einsetzen und für die Befreiung ihres Landes kämpfen. Und auch jüdische
Menschen, die sich mit ihnen solidarisieren und gegen die Gleichsetzung des
Judentums  mit  Israel  kämpfen,  sind  betroffen.  Die  Palästina-
Solidaritätsbewegung  erfährt  seit  jeher  massive  Repression,  und  dieses
Gesetz  legitimiert  diese nun auch rechtlich.  Für Migrant:innen kann das
gravierende  Konsequenzen  haben:  Im  Zuge  des  Rechtsrucks  und  der
verschärften  Abschiebepolitik,  die  von  nahezu  jeder  bürgerlichen  Partei
vertreten wird, kann Palästina-Solidarität sehr schnell zu einer Abschiebung
führen.  Und selbst  wenn es nicht  so weit  kommt,  werden Migrant:innen
dennoch massiv kriminalisiert.

Das Problem des Antisemitismus wird auf Migrant:innen geschoben, wodurch
die  rassistische  Idee  des  „importierten  Antisemitismus“  propagiert  wird.
Diese  Hetze  spaltet  nicht  nur  und  teilt  Migrant:innen  in  „gute“  und
„schlechte“ ein,  sondern gefährdet ebenso jüdisches Leben. Die deutsche
Politik hat dadurch ein Sündenbock und muss sich nicht mit ihren eigenen
Formen der zerstörerischen Unterdrückung auseinandersetzen.  In diesem



Fahrwasser erleben rechte Kräfte und Denkmuster einen rasanten Aufstieg.
Es ist auch schon verräterisch, dass eine Partei wie die AfD, in der offene
Antisemit:innen Karriere machen, sich nun zu den größten Bekämpfern des
Antisemitismus aufspielen – solange es nur gegen Muslime geht. Jüdinnen
und Juden können so nicht effektiv geschützt werden und werden damit auch
in eine passive Position gebracht,  indem sie  ihr  Jüdischsein durch einen
Apartheidstaat definieren zu haben. Sie werden kriminalisiert, wenn sie dies
nicht  tun,  und  ironischerweise  noch  als  antisemitisch  bezeichnet.  Es  ist
offensichtlich, dass dies nichts anderes als eine Instrumentalisierung und ein
Missbrauch des Antisemitismusbegriffs ist,  um zusätzlich rassistische und
rechte Hetze zu legitimieren.

Widerstand an Schulen und Uni!
Für Hochschulen bedeutet das: Der Bundestag fordert die Hochschulen dazu
auf,  sich  an  die  IHRA-Definition  zu  halten  und  diese  in  die  Bildung  zu
integrieren.  Um  den  „freien  Diskursraum  zu  sichern“,  soll  die  IHRA-
Definition  auch  auf  die  Wissenschaft  „einheitlich“  angewandt  werden.
Außerdem  soll  palästinasolidarischer  Aktivismus  an  der  Hochschule
„unterbunden“  werden.  Die  Resolution  fordert  dem  bezüglich  auch,
Finanzierungen zu entziehen, die sich nicht an die Staatsräson halten. Das
Gesetz ermöglicht noch mehr Zwangsexmatrikulationen, Repressionen und
Polizeigewalt an Hochschulen und Universitäten.

Der Angriff auf die Rechte der Studierenden ist kein Zufall – schließlich spielt
die Studierendenschaft eine zentrale Rolle in der Palästina-Bewegung. Mit
Hörsaalbesetzungen, massenhaften Protesten und Camps, aber auch mit der
Integration der palästinensischen Kultur in den Alltag zeigen Studierende
weltweit:  „The students  united will  never  be defeated.“  Doch abgesehen
davon wird der „freie Diskursraum“ weder gesichert noch demokratischer
gestaltet.  Ironischerweise  verhindert  dieser  Antrag  vielmehr  ein
antiimperialistisches Verständnis und verhindert, dass diese Perspektiven in
Wissenschaft und Bildung weiter ausgebaut werden.

Bezüglich Schulen fokussiert sich die Resolution darauf, uns Schüler:innen
zur Staatsräson zu erziehen. Dazu gehört vor Allem, dass Unterrichtsinhalte



und innerschulische Projekte auf zionistische Linie gebracht werden. Zum
Beispiel sollen wir ausgiebig zur Geschichte Israels lernen, aber kein Wort
zur  Geschichte  Palästinas.  Außerdem soll  „inbesondere die  umfangreiche
Auseinandersetzung mit (israelbezogenem) Antisemitismus“ erfolgen. Hinzu
kommt, dass deutsch-israelische Austauschprojekte gestärkt werden sollen,
um uns  durch die  gemachten Erfahrungen stärker  an den Zionismus zu
binden.  Auch  wenn es  natürlich  absolut  notwendig  ist,  sich  kritisch  mit
echtem Antisemitismus zu beschäftigen, ist diese Resolution ein Hohn. Der
Verweis  auf  die  IHRA-Definition  und  die  tatsächliche  Praxis  der  letzten
anderthalb  Jahre  lässt  eher  schließen,  dass  es  dabei  vor  Allem um die
Verteidigung des israelischen Staats gehen soll. Die Schule fungiert hier mal
wieder als Anstalt zur Massenproduktion der staatstreuen Arbeiter:innen.

Als Schüler:innen und Studierende müssen wir die Resolution geschlossen
ablehnen.  Wir  dürfen uns  nicht  im Namen der  Staatsräson unterkriegen
lassen. Besonders im Bildungsbereich ist es wichtig, den Missbrauch und die
imperialistische Instrumentalisierung des Antisemitismusbegriffs sowie die
Verdrängung  palästinensischer  Geschichte  nicht  zuzulassen.  Der  Kampf
gegen den Genozid ist hierzulande im Besonderen auch eine intellektuelle
Auseinandersetzung und der Staat greift nun autoritär ein. Jedoch: Es sind
unsere Räume, unsere Bildung, und wir dulden keinen Eingriff in diese –
weder durch die verabschiedete Resolution noch durch die Polizei auf dem
Campus oder andere Sicherheitsbehörden.

Wir brauchen mehr selbstverwaltete Räume, nicht weniger. Was jetzt nötig
ist,  sind  antirassistische  Strukturen  wie  Antidiskriminierungsstellen
kontrol l iert  durch  Schüler: innen  oder  Student: innen  oder
Selbstverteidigungsorgane,  um  jene  vor  einer  zunehmend  rechten
Gesellschaft zu schützen. Wir müssen uns durch massenhafte Organisation
und  Widerstand  in  unseren  Schule  die  Kontrolle  über  die  Lehrpläne
erkämpfen.  Nicht  nur  zu  Palästina,  sondern  überhaupt!  Die  Palästina-
Solidarität am Campus und auf dem Schulhof darf nicht abnehmen, und der
Kampf um Befreiung muss mit anderen Kämpfen verknüpft werden. Es muss
ein  Verständnis  für  den  Zusammenhang  zwischen  Rechtsruck,
Kürzungspolitik,  Abschiebepolitik  und  der  Repression  der  Palästina-



Bewegung  geschaffen  werden.

Der  Beschluss  des  Bundestags  zeigt,  dass  der  deutsche  Staat  gegen
fundamentale  demokratische  Grundrechte  vorgeht  –  im  Namen  der
historischen  Schuld,  in  Wahrheit  jedoch  unter  Verdrängung der  eigenen
Verantwortung.  Doch der  Kampf  gegen Antisemitismus  wird  nicht  durch
repressive Maßnahmen des deutschen Staates effektiver – besonders nicht,
wenn diese auf einer vollkommen falschen Grundlage beruhen.

Wir lassen uns nicht diffamieren, kriminalisieren oder spalten. Wir stehen
zusammen und holen uns unsere Räume und Bildungsinstitute zurück. Gegen
Hetze,  Spaltung  und  Diffamierung.  Gegen  die  „Antisemitismusresolution“
und die IHRA-Definition. Für einen internationalen, antiimperialistischen und
antizionistischen Kampf!

Credits: Alisdare Hickson CC BY-NC-SA 2.0 via Flickr

Trumps Großangriff: Die Politik
der Rechten ist  die  Politik  der
Reichen
von Urs Hecker, Januar 2025

Vor  wenigen  Tagen  feierte  der  neue  US-Präsident  Donald  Trump  seine
Amtseinführung.
Umringt von Milliardär:innen und Vertreter:innen der US-Bürokratie konnte
er  sein  rassistisches,  sexistisches  und  nationalistisch-größenwahnsinniges
Programm der Reichen verkünden. Noch einen Tag davor auf der offiziellen
Siegesfeier seiner Wahlkampagne zeigte Elon Musk, der reichste Mann der
Welt,  gleich  zwei  Mal  auf  der  Bühne  den  Hitlergruß.  Nach  der
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Amtseinführung  hagelte  es  eine  Flut  von  autoritär,  am Kongress  vorbei
verabschiedeten Dekreten,  die  einen in  diesem Jahrtausend beispiellosen
Angriff auf die Rechte sozial Unterdrückter darstellen. Diese Angriffe sind
denen,  die  uns  in  Deutschland  unter  Merz  oder  einer  zukünftigen  AfD-
Regierung bevorstehen könnten, sehr ähnlich. Wie wirken sie sich also aus
und wie können wir uns dagegen wehren?

Angriffe auf Migrant: innen

Ein Hauptziel der Angriffe Trumps sind wieder einmal Migrant:innen aus
Lateinamerika.
Der  nationale  Notstand  wurde  an  der  Grenze  zu  Mexiko  verhängt,  was
bedeutet, dass in Zukunft das Militär gegen Einwanderer:innen eingesetzt
werden kann. Schon jetzt gehen Bilder um die Welt, wie Migrant:innen an
der Grenze zwischen den USA und Mexiko verzweifeln. Der Grund: Trump
hat  die  App,  mit  der  Millionen  Menschen  sich  legal  Termine  für  den
Grenzübertritt vereinbaren konnten, einfach sperren lassen. Diese Menschen
gaben oft alles auf, um ein US-Visa zu erhalten, nur um jetzt trotz Termin an
der Grenze abgewiesen zu werden. An dieser Grausamkeit zeigt sich einmal
mehr, dass auch „legale“ Einwander:innen von den Angriffen der Rechten
betroffen sind und die Heuchelei derer, die das verneinen und behaupten, es
ginge nur um „illegale Einwanderung“. Zusätzlich will Trump ein weiteres
zentrales  Recht  von  Migrant:innen  in  den  USA  abschaffen:  Die
Staatsbürger:innenschaft per Geburt. Dadurch werden ganze Generationen
der Nachfahr:innen heutiger Migrant:innen entrechtet, die nun für immer
Menschen zweiter Klasse in den USA bleiben können. Ob das Ganze aber
wirk l ich  rechtsgül t ig  i s t ,  wird  s ich  noch  ze igen,  denn  d ie
Staatsbürger:innenschaft  per Geburt  ist  ein historisches Grundpfeiler des
US-amerikanischen Gesellschaft, den zu fällen nicht mal eben gehen wird.

In  Deutschland blüht  uns  Ähnliches.  Abgesehen davon,  dass  es  hier  die
Staatsbürger:innenschaft bei Geburt nie gab, fordern auch hier die großen
Parteien  eine  Verschärfung  des  tödlichen  EU-Grenzregimes  und  eine
Einschränkung  der  Staatsbürger:innenschaft.  So  fordert  die  CDU  unter
anderem,  dass  Menschen  mit  doppelter  Staatsbürger:innenschaft
ausgebürgert  werden  können,  sollten  sie  zweimal  straffällig  werden.  So



öffnen sie den Weg für Deportationen von deutschen Staatsbürger:innen und
schaffen selbst unter ihnen 2 Klassen: die „Biodeutschen“, die sicher für
immer Staatsbürger:innen sind und solche, die ihre Rechte wieder verlieren
können.

Wir fordern deshalb international:

Grenzzäune und Mauern einreißen! Grenzen auf überall für alle!
Volle Staatsbürger:innenrechte für alle in dem Land, in dem sie leben!

Angriffe auf trans und inter Menschen

Auch  trans  Menschen  werden  in  großem  Stil  vom  neuen  Präsidenten
angegriffen  und  haben  wahrscheinlich  in  Zukunft  noch  Schlimmeres  zu
erwarten. So hat Trump bei seiner Amtseinführung gesagt: „In den USA wird
es  in  Zukunft  nur  noch zwei  Geschlechter  geben:  Mann und Frau“  und
folglich  Behörden  dazu  angewiesen,  nur  männliche  und  weibliche
Geschlechtseinträge  anzuerkennen.
Außerdem sollen in  Zukunft  die  Chromosomen bzw.  „das Geschlecht  bei
Zeugung“  bestimmen,  welches  Geschlecht  Menschen  haben.  Damit  wird
nicht nur die Realität von trans und inter Menschen verkannt,  es nimmt
ihnen das Recht, selbst über ihren Körper und ihr Geschlecht zu bestimmen
und die Tür für weitergehende Kriminalisierung ist geöffnet. Gleichzeitig ist
mit einer Zunahme der trans- und queerfeindlichen Stimmung weltweit und
somit auch mit weiteren Angriffen auf trans Menschen und ihre Rechte zu
rechnen.

Auch in Deutschland zeigt sich ähnliches, wenn Friedrich Merz z.B fordert,
das  Selbstbestimmungsgesetz  zurückzunehmen,  oder  die  AfD  die
gleichgeschlechtliche  Ehe  wieder  abschaffen  will.

Wir fordern stattdessen:

Selbstbestimmung  über  die  eigene  Geschlechtsidentität:  Für  Recht  auf
kostenfreien  und  unbürokratischen  Zugang  zur  offiziellen  Namens-  und
Personenstandsänderung!  Gegen den Zwang,  das  Geschlecht  in  amtlichen



Dokumenten anzugeben!
Für  Selbstbestimmung  über  den  eigenen  Körper:  Für  das  Recht  auf
kostenfreien  und  unbürokratischen  Zugang  zu  medizinischer
Geschlechtsangleichung!
Intersex  vollständig  legalisieren:  Verbot  medizinisch  nicht  notwendiger,
kosmetischer
Genitaloperationen an Kindern!

Nationalismus und Autoritarismus

Eingebettet werden diese Angriffe in einem immer aggressiveren, von außen
teilweise  lächerlich  wirkenden  Nationalismus  und  einen  steigenden
Autoritarismus. Der Panamakanal soll „zurückerobert“ werden und Panama
wird  offen  mit  einem  militärischen  Angriff  gedroht.  Dies  soll  in  einem
zukünftigen Konflikt mit China dafür sorgen, sicher die Kontrolle über diese
wichtige Schifffahrtsstraße zu besitzen, aber führt auch dazu, dass innere
Kritik durch nationalistische Furore unterdrückt werden kann. Lächerlich
wirkend und dennoch ernstzunehmend ist die Ankündigung, den Golf von
Mexiko  in  „Golf  von  Amerika“  umzubenennen.  Dieses  Feigenblatt  soll
natürlich nur dazu dienen, Amerikaner:innen von den echten Problemen im
Land abzulenken,  indem man einen  rein  kosmetischen  Konflikt  mit  dem
Ausland schafft. Auch der Autoritarismus nimmt schon jetzt im Land zu und
ist die andere Seite der Maßnahmen, um die Angriffe auf die unterdrückten
Gruppen durchsetzen zu können. Wie oben erwähnt wird das Militär an der
Grenze  auf  Migrant:innen  losgelassen.  Dazu  hat  Trump angekündigt  die
Todesstrafe wieder verschärft durchzusetzen und will auch „sicherstellen“,
dass  einzelne  Bundesstaaten  genug  Tötungsmittel  zur  Verfügung  haben.
Diese Maßnahme wird wieder vor allem Schwarze und andere rassistisch
Unterdrückte treffen. Außerdem soll auch der Staatsdienst direkter unter die
Kontrolle  des  Präsidenten  gestellt  und  Beamt:innen  leichter  entlassen
werden  können.  In  Zukunft  ist  eine  noch  weit  größere  Ausweitung  der
Repressionsmaßnahmen zu erwarten.

Auch  in  Deutschland  ist  die  Zunahme  der  Repression  ein  Trend  des
Rechtsrucks,  wie  wir  an  den Angriffen  auf  die  Bewegung der  Palästina-
Solidarität  sehen  können,  aber  auch  verschärfte  Angriffe  gegen



Antifaschist:innen  und  Klimaaktivist:innen.  Der  bürgerliche  Staat,  ob  in
Deutschland, den USA aber auch anderen westlichen Staaten wie Britannien,
setzt verschärft auf autokratische Maßnahmen und Strafen, um seine innen-
wie außenpolitischen Ziele gegen Kritik durchzusetzen.

Wir fordern dagegen:

Stoppt  jede  imperialistische  Intervention!  USA  und  alle  anderen
Imperialist:innen raus aus Lateinamerika!
Abolish the Police: Statt innerer Hochrüstung Investitionen in Bildung und
Soziales auf Kosten der Reichen!

Rechte Politik ist die Politik der Reichen

Dass  Trump  bei  Amtseinführung  von  den  reichsten  Menschen  der  Welt
umgeben war, zeigt bildlich, was uns inhaltlich schon längst klar sein muss:
Die Politik der Rechten ist die Politik der Reichen, der Kapitalist:innen. Das
sehen  wir  auch  wenn  Trump  aus  den  Pariser  Klimaabkommen  erneut
aussteigt  und  den  Energienotstand  verhängt,  um  noch  mehr  fossile
Brennstoffe  aus  dem  Boden  zu  holen.  Diese  Politik,  die  unser  aller
Lebensgrundlage  angreift,  dient  offensichtlich  der  amerikanischen
Ölindustrie sowie den restlichen Kapitalist:innen, die sich davon niedrigere
Strompreise  erhoffen  können.  Des  Weiteren  sollen  unglaubliche  500
Milliarden  in  private  KI-Infrastruktur  investiert  werden,  was  zum einem
natürlich  den  Tech-Milliadären  an  Trumps  Seite  dient,  aber  auch  im
internationalen Kampf mit China den USA einen Vorsprung verschaffen soll.
Weitere  massive  Steuergeschenke  an  Unternehmen  sind  geplant.  So
verkündete Trump in Davos, dass alle Unternehmen in den USA produzieren
und „die niedrigsten Steuern überhaupt“ erhalten sollten. Die Kosten davon
werden die Arbeiter:innen und Jugendlichen tragen, wenn in Folge neuer
Sozialkürzungen zum Beispiel das eh schon beschissene Bildungssystem noch
weiter  kaputtgespart  wird.  Eine  Methode,  den  zukünftigen  Widerstand
dagegen zu schwächen, sind die jetzt von der Trump-Regierung verübten
Angriffe. Der von der Regierung verbreitete Rassismus und Nationalismus
sowie  die  Queerfeindlichkeit  schwächen  die  Jugend  und  die



Arbeiter:innenklasse  und spalten sie.  Die  Entrechtung von Migrant:innen
führt  dazu,  dass  sie  sich  weniger  und  schlechter  an  ökonomischen  und
politischen  Kämpfen  beteiligen  können.  Auch  in  Deutschland  wird  im
Windschatten  des  Rassismus  eine  Sozialkürzung  nach  der  Anderen
vorgenommen. Nach der Nullrunde beim Bürgergeld droht nun die CDU, es
für Hunderttausende komplett zu streichen, während in Berlin von CDU und
SPD  massive  Kürzungen  im  Jugend-  und  Kulturbereich  vorgenommen
wurden.

Nicht verzweifeln: Jugendbewegung aufbauen!

Angesicht  der  Größe  des  Angriffes,  der  (vermeintlichen?)  Stärke  der
Regierung  der  Rechten  und  Milliardär:innen  und  der  schrecklichen
Auswirkungen auf die Betroffenen, ist es schwer, nicht zu verzweifeln. Sicher
waren viele von uns die letzten Tage schockiert und haben sich ohnmächtig
und  ungläubig  gefühlt.  Auch  in  Deutschland  schreitet  der  Rechtsruck
scheinbar  ohne  Bremse  immer  weiter  voran  und  bedroht  die
Lebensbedingungen  von  uns  Jugendlichen.
Aber vereinzelt und schockiert vor den Bildschirmen merken wir eine Sache
nicht:  gemeinsam  organisiert  können  wir  eine  unglaubliche  Stärke
entwickeln!  Eine  Bewegung  der  Jugendlichen  und  Arbeiter:innen,  die  in
Schulen, Unis und Betrieben verankert ist, kann den Rechtsruck stoppen. Für
uns als Jugendliche heißt das, dass wir uns dort organisieren müssen, wo wir
uns täglich aufhalten müssen:  Den Schulen.  Hier  können wir  am Besten
andere  Jugendliche  erreichen,  hier  spüren  wir  die  Auswirkungen  des
Rechtsruck  am  dollsten,  hier  können  wir  eine  Verankerung  für  eine
zukünftige Bewegung schaffen. Mobilisierungen wie die gegen die AfD in
Riesa zeigen, dass Zehntausende von uns bereit sind zu kämpfen!
Eine  solche  Bewegung  muss  sich  auch  international  vernetzen  und
gemeinsam Perspektiven und Strategien entwickeln, um den internationalen
Rechtsruck und Großangriff der Kapitalist:innen stoppen zu können. Auch
wenn wir uns also zunächst gegen die lokalen Angriffe der Reichen wehren
müssen, haben diese alle die gleiche Ursache als Antworten der Reichen auf
die globale Krise des Kapitalismus. Wir können nur siegen, wenn wir im
globalen  Maßstab  den  Reichen  eine  Antwort  der  Arbeiter:innen  und



Jugendlichen auf die Krise entgegenstellen! Diese Antwort sollte die oben
erwähnten Forderungen gegen Soziale Unterdrückung und Autoritarismus
aufgreifen und mit sozialen Forderungen verbinden, weitere Forderungen
könnten sein:

Selbstverteidigungskomitees und Antidiskriminierungsstellen an Schule, Uni
und Betrieb gegen Soziale Unterdrückung und Diskriminierung!
Gemeinsamer  politischer  und  ökonomischer  Kampf:  Geflüchtete  rein  in
Gewerkschaften!
Hunderte Milliarden für Bildung und Soziales auf Kosten der Reichen, statt
für Aufrüstung und als Steuergeschenke an Milliardär:innen!

Mobbing, Mädchentore, Militär-
Drill: Warum Schüler:innen den
Sportunterricht hassen und was
sich ändern muss
Von Erik Likedeeler, Dezember 2024

Mobbing  in  der  Umkleide,  Unwohlsein  und  Leistungsdruck  wegen  der
Notenvergabe: Warum ist der Sportunterricht für so viele Schüler:innen die
Hölle auf Erden? Um das herauszufinden, haben wir mit Schüler:innen aus
verschiedenen Bundesländern gesprochen. Ihre Erfahrungen und ihr Trauma
zeigen uns, dass es höchste Zeit ist, den Sportunterricht zu revolutionieren!

Mobbing in der Umkleide und auf dem

https://onesolutionrevolution.de/mobbing-maedchentore-militaer-drill-warum-schuelerinnen-den-sportunterricht-hassen-und-was-sich-aendern-muss/
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https://onesolutionrevolution.de/mobbing-maedchentore-militaer-drill-warum-schuelerinnen-den-sportunterricht-hassen-und-was-sich-aendern-muss/
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Platz
Der Sportunterricht bietet zahlreiche Gelegenheiten für Mobbing, und das
geht schon in der Umkleide los. Nicht umsonst ist „Locker Room Talk“ im
Englischen ein feststehender Begriff für patriarchales Sprücheklopfen unter
Männern.  Außerdem  wird  provoziert,  geklaut,  geschlagen  und  sich
gegenseitig  der  Homosexualität  „beschuldigt“.

Auch  in  der  Mädchenumkleide  wird  gemobbt,  häufig  in  Form  von
Bodyshaming,  z.B.  aufgrund  von  Behaarung  oder  Gewicht.  Lesbischen
Schülerinnen wird unterstellt,  sie würden ihre Mitschülerinnen anstarren.
Desha lb  i s t  es  auch  fa l sch ,  Mädchenumkle iden  oder  den
Mädchensportunterricht als „safe space“ zu romantisieren – aber dazu später
mehr. Trans Schüler:innen bleibt zum Umziehen meist nur das Klo übrig,
denn es ist eher die Ausnahme, dass sie in einer der beiden Kabinen sicher
sind.

Belästigungen und Übergriffe können ebenso bei Sportumkleiden auftreten.
So  ist  es  an  manchen Schulen  üblich,  dass  Jungs  die  Mädchenumkleide
aufreißen,  um  diese  beim  Umziehen  zu  beobachten.  Auch  das  führt  zu
Unsicherheiten und dazu, dass sich manche lieber auf dem Klo umziehen und
trotz  sportlicher  Anstrengungen  ungern  nach  dem  Sportunterricht  die
Dusche  nutzen.

Auch der Rest des Sportunterrichts ist für viele eine Qual. Die Erfahrung, als
dickes,  „unsportliches“,  unbeliebtes  oder  körperlich  behindertes  Kind als
letztes  ins  Team gewählt  zu  werden,  ist  mittlerweile  zu einem richtigen
Meme geworden.

Im  „Team“-Sport  lernen  Schüler:innen  nicht  wirklich,  miteinander  zu
kooperieren. Einzelnen Schüler:innen wird die „Schuld“ gegeben, wenn ein
Team verliert.  Mädchen wird beigebracht,  dass sie  selbst  nicht  aufs  Tor
schießen, sondern den Ball lieber zu den „Jungs aus dem Verein“ passen
sollen, wenn sie von denen nicht angebrüllt werden wollen. Selbst wenn sie
dies tun, können sie nicht immer der verbalen Gewalt entgegenwirken.



Manche Lehrer:innen versuchen, den Sexismus durch mechanische Regeln
zu überwinden. Plötzlich ist dann die Rede von: „Mindestens ein Mädchen in
jedem Team“, „Mädchentore zählen doppelt“ oder „Mädchenliegestützen“.
Dieser hilflose und scheinheilige Versuch sorgt dafür,  dass Mädchen von
vorneherein als Ärgernis und weniger vollwertiges Teammitglied betrachtet
werden, das von Natur aus nicht in der Lage ist, sportlich zu sein. Wenn ein
Mädchen  abkommandiert  wird,  um  sich  strategisch  vor  dem  Tor  zu
positionieren,  wird  das  eigentliche  Problem  nicht  einmal  angekratzt.

Auch bei Turnübungen herrscht eine unsolidarische Kultur, bestehend aus
Glotzen,  Vergleichen,  Auslachen  und  Demütigen.  Einige  Schüler:innen
entwickeln so viel Angst vor dem Unterricht, dass sie über Jahre hinweg
fehlen oder sich absichtlich Verletzungen zufügen, um nicht teilnehmen zu
müssen.

Die Scham vor der eigenen Ungeschicktheit ist die Folge von Leistungsdruck.
Dieser begünstigt es, sich darüber zu freuen, wenn andere scheitern, um den
eigenen Platz in der Hackordnung zu sichern.

Geschlechtergetrennter
Sportunterricht? Nein danke!
An zahlreichen deutschen Schulen ist der getrennte Sportunterricht üblich.
In  geschlechtergetrennten  Sportkursen  werden  oft  auch  unterschiedliche
Sportarten unterrichtet: Während die Jungs Ballsport üben und sich raufen
dürfen, lernen die Mädchen Turnen oder Tanzen.

Über die Jahre bilden sich konditionierte Bewegungsmuster, die sich dann
„normal“ anfühlen. Während die einen lernen, zuzutreten, hinzufallen und
wieder  aufzustehen,  bekommen  die  anderen  Eleganz  und  Körperhaltung
vermittelt.  So  kommt  es  dazu,  dass  Kinder  glauben,  sich  bei  manchen
Sportarten „von Natur aus“ nicht wohlfühlen zu können. Besonders Mädchen
haben Probleme damit, die potentielle Stärke ihres Körpers zu erkennen und
zu nutzen. Wenn Jungs Interesse am Tanzen zeigen, führt das oft zu heftigem
Mobbing.



Manchmal wird die Zweiteilung damit begründet, dass die Mädchen einen
„sicheren Raum“ bräuchten, an dem sie Sport machen können, ohne das
Mackergehabe  von  Jungs  ertragen  zu  müssen.  Auch  die  Unsicherheiten
während  der  Pubertät  sollen  so  nicht  weiter  angefeuert  werden.  Diese
Maßnahme basiert auf der Erwartung von Heterosexualität:  Nur weil  die
Jungs  als  potentielle  Partner  dargestellt  werden,  macht  es  Sinn,  dass
Mädchen sich „unbegehrt“ fühlen könnten. Statt die Scham als gegebene
Tatsache vorauszusetzen, sollte Mädchen gar nicht erst eingeredet werden,
dass es peinlich wäre, wie sie beim Sport oder im Allgemeinen aussehen.

Auch die Jungs in einem eigenen Bereich zusammenzupferchen, ist keine
Lösung. Jungs sollten in ihren anzüglichen Kommentaren nicht auch noch
bestätigt werden. Auch andere Jungs sollten dem gewalttätigen Verhalten
ihrer Mitschüler nicht ausgesetzt sein! Stattdessen sollten wir von Anfang an
verlangen, dass Jungs nicht mehr darauf getrimmt werden, Machtkämpfe
über Sport und Gewalt auszutragen.

Wir  fordern,  dass  der  geschlechtergetrennte  Sportunterricht  abgeschafft
wird! Diese Zweiteilung, die auch im Leistungssport üblich ist, festigt die
Geschlechterverhältnisse  und ist  exkludierend gegenüber trans Personen.
Durch  den  rechten  Kulturkampf  diesbezüglich  werden  Vorurteile
festgenagelt, über angebliche Leistungsvorteile, die trans Frauen gegenüber
cis Frauen hätten. Das zeigte sich auch während Olympia 2024. Durch die
Übertragung  dessen  auf  den  Schulsport  wird  die  Trennung  weiter
naturalisiert  und  ein  kritisches  Hinterfragen  erschwert.

Weiterhin  fordern wir,  dass  die  Schüler:innen selbst  entscheiden dürfen,
welche  Sportarten  sie  lernen!  Einen  Vorschlag  haben  wir  schon:
Selbstverteidigungskurse, um sich effektiv gegen Übergriffe jeglicher Art zur
Wehr zu setzen!

Denn  auch  die  Rolle  der  Sportlehrer:innen  ist  nicht  zu  unterschätzen.
Manche der jüngeren Sportlehrer werden sogar als „Teil  von den Jungs“
gesehen und mobben fleißig mit. Sexistische Kommentare wie „du bist doch
kein Mädchen“, um einen Jungen für vermeintliche Schwäche abzustrafen,
sind da keine Seltenheit.



Sportlehrer:innen haben tendenziell eine größere Machtposition als andere
Lehrer:innen,  denn  ein  körperbezogenes  Unterrichtsfach  begünstigt
Belästigung. Studien bestätigen dies. Der Sportunterricht ist demnach das
Fach ,  we lches  besonders  an fä l l ig  für  Be läs t igungen  und
Grenzüberschreitungen ist.  Eine Studie (Wagner & Knoke 2022)  zählt  in
diesem Kontext auf, dass bei Mädchen Wert auf enge Sportkleidung gelegt
wurde,  was  teilweise  die  Notengebung  beeinflusste,  dass  anzügliche
Kommentare gemacht wurden, die Umkleiden unangekündigt und gegen den
Willen der Schüler:innen betreten wurden, und dass die Hilfegriffe während
des Turnens als grenzüberschreitend wahrgenommen wurden.

„Lehrer,  die  meine Periodenkrämpfe nicht  als  Entschuldigung sehen,  die
einen mit ‚Hilfegriffen‘ an der Hüfte packen oder Videos von einem machen,
kenne  ich  nur  zu  gut“,  wie  ein:e  Schüler:in  uns  berichtet.  Schon  eine
Betreuung  durch  mehrere  Lehrer:innen  könnte  helfen,  diese  Willkür  zu
verringern. Lehrkräfte sollten beispielsweise bei Hilfsgriffen nachfragen und
offen darüber kommunizieren. Außerdem brauchen wir an jeder Schule eine
von Schüler:innen, Lehrkräften und anderen Schulmitarbeiter:innen selbst
verwaltete  Antidiskriminierungsstelle,  mit  der  Befugnis,  übergriffige
Lehrkräfte  zu  suspendieren!  Mehr  zu  diesen  Antidiskriminierungsstellen
könnt ihr in diesem Artikel nachlesen (Link).

Bodyshaming  und  BMI  raus  aus  dem
Unterricht!
Wir  alle  kennen diese  Motivationssprüche,  die  uns  einreden,  dass  Sport
immer  grauenhaft  sein  müsste.  No  pain,  no  gain.  Sei  stärker  als  deine
stärkste Ausrede. Schmerz ist Schwäche, die deinen Körper verlässt. Wer
hinterher nicht außer Atem ist, der hat etwas falsch gemacht. Wer keinen
Muskelkater und keine zittrigen Knie hat, hat sich nicht genug angestrengt.
Wer nicht an die eigenen Grenzen gehen will, kann es gleich lassen.

Wir lernen, dass es im Menschen etwas Böswilliges und Hasserfülltes gäbe,
das  wir  bezwingen  müssen.  Immer  geht  es  darum,  den  „inneren
Schweinehund“ zu überwinden – eine Metapher der Willensschwäche, welche



auch  von  Sozialdemokraten  und  Kommunisten  verwendet  wurde,  aber
letztlich in der Soldatensprache der Nazis populär wurde. Hierbei war die
Überwindung  von  Faulheit  und  mangelnder  Disziplin  die  entscheidende
Bedeutung.

Gesellschaftlich gibt es seit dem Aufstieg der Wellness-Kultur in den 2000er
Jahren die Tendenz, sich über die eigene Fitness und den funktionierenden
Körper  zu  definieren.  Das  beschert  uns  heute  immer  mehr  Fälle  von
Essstörungen und Sportsucht, die bereits bei Kindern auftreten.

Während Mädchen beigebracht  bekommen,  dass  sie  möglichst  dünn sein
sollen  und in  der  Umkleidekabine  ihre  sichtbaren Rippen zählen,  lernen
Jungs, dass ihre Muskeln ihre Männlichkeit repräsentieren würden.

Wie ein:e Schüler:in erzählt: „Das konstante Vergleichen meines Körpers, der
schon immer anders war, hat mir dauerhaft geschadet. Als ich tief in meiner
Essstörung  war  und  mit  Depressionen  kämpfte,  war  mir  beim  Sport
regelmäßig schwarz vor Augen, häufig bin ich auf der Laufbahn getorkelt.
Niemanden hat es interessiert.“

Bei vielen Sportarten wie Fußball geht es darum, viel Raum einzunehmen –
und daran, wie viel Raum wir mit unserem Körper einnehmen können, zeigen
sich Trauma, Bodyshaming und Unterdrückung. Als weibliche oder queere
Schüler:innen sollten wir lernen dürfen, dass uns dieser Raum zusteht, und
dass wir ihn nutzen dürfen!

Doch die Abwertung der Körper wird dramatisch verstärkt, wenn es zum Teil
des  Sportunterrichts  gemacht  wird,  sich  öffentlich  zu  wiegen  und  den
eigenen BMI zu messen. Dabei handelt es sich um ein Diätwerkzeug, das
ursprünglich nicht als Indikator für „Gesundheit“ entwickelt wurde, sondern
dafür, die Militärtauglichkeit junger Männer festzustellen. Diätkultur hat im
Unterricht nichts zu suchen und der BMI gehört in die Tonne getreten!

Weg mit den Sportnoten und weg mit



dem Cooper-Test!
Wenn wir schon darüber sprechen, uns von Bullshit-Bewertungsskalen wie
dem BMI zu verabschieden, sollten wir uns als Nächstes die Abschaffung der
Noten vornehmen.

Dafür  müssen  wir  die  Idee  loslassen,  dass  Sportleistungen  überhaupt
vergleichbar wären. Menschen haben verschiedene Körper, besonders in der
Pubertät  sind  die  Unterschiede  enorm.  Auch  die  Lebensumstände,
Trainingsmöglichkeiten, Motivationen und Ziele sind verschieden. Nicht für
alle ist es möglich oder erstrebenswert, den Körper zu einer bestimmten
Leistung zu pushen.

Bei zahlreichen Leistungen ist es fragwürdig, sie objektiv messen zu wollen:
Wie soll man Fairplay beim Ballspiel oder die Eleganz einer Choreographie in
eine Zahl umrechnen?

Die  starren Lehrpläne,  die  nur  auf  das  Erbringen genormter  Leistungen
ausgerichtet sind,  machen den Unterricht unflexibel.  Wenn am Ende des
Schuljahres noch eine Laufnote fehlt, dann wird auch schon mal draußen bei
35 °C um den Platz gerannt.

Ein Beispiel, das Schüler:innen besonders quält, ist der Cooper-Test, bei dem
es darum geht, so schnell und so weit wie möglich zu rennen. Ursprünglich
wurde diese standardisierte Prüfung für das US-Militär entwickelt und wird
in  Aufnahmeprüfungen  für  die  Bundespolizei  und  die  Fremdenlegion
verwendet.  Er  wird  jedoch  auch  in  deutschen  Abiturprüfungen  verlangt.

Dieser Drill ist nicht nur pädagogisch sinnfrei, sondern auch ungeeignet für
Schüler:innen.  Nicht  selten  kommt  es  vor,  dass  sie  über  ihre  eigenen
Grenzen  gehen  müssen  und  zusammenbrechen.  Eine  Studie  der  Uni
Heidelberg kam zum Ergebnis, dass der Test für Laufunerfahrene, also fast
alle Schüler:innen, völlig ungeeignet sei und keine Noten darauf vergeben
werden sollten (Ulrich 2006).

Es kommt zum Vorschein, dass es beim Sportunterricht in Deutschland schon
von  Beginn  an  darum ging,  Jugendliche  zu  disziplinieren  und  ihnen  die



Faulheit  auszutreiben,  um  sie  zu  ausdauernden,  fleißigen,  braven
Arbeiter:innen  und  wehrfähigen  Soldaten  heranzuziehen.

All das sind gute Gründe, den Cooper-Test im Speziellen und die Sportnoten
im Allgemeinen auf  den  Müllhaufen  der  Geschichte  zu  verbannen.  Auch
freiwillige  Benotung  oder  irgendein  „softerer“  Notenersatz  in  Form von
Buchstaben oder Ankreuzbögen werden das Problem nicht lösen. Denn Noten
sollen nicht dafür sorgen, dass wir uns besser fühlen oder dass uns geholfen
wird.

Ihre Funktion ist es, dass unsere späteren Bosse uns leichter in Schubladen
stecken und uns effizienter ausbeuten können. Sie trainieren uns an, dass wir
uns für die Meinung anderer verbiegen und verausgaben, auch wenn wir
eigentlich  andere  Interessen  und  Bedürfnisse  haben.  Außerdem  sollen
Schüler:innen gegeneinander aufgehetzt und in ihren Interessen gespalten
werden, ganz so, wie es auch später in der Lohnarbeit passiert. Denn wenn
ein paar Sportskanonen mit sich selbst zufrieden sein können, müssen sie
sich  nicht  dafür  verantwortlich  fühlen,  ein  besseres  Bildungssystem  zu
erkämpfen, in dem alle sich wohlfühlen.

Ein  Sondervermögen  für  das
Bildungssystem!
Es ist kein Zufall, dass in Zeiten der Krise häufig der Sportunterricht wegfällt
oder gekürzt wird:  Wenn aufgrund von Krieg,  Inflation und Bundeswehr-
Sondervermögen irgendwo Ausgaben gesenkt werden sollen, dann muss das
Schulsystem zuerst dran glauben. Sport gilt dann plötzlich nicht mehr als
wichtige pädagogische Angelegenheit, sondern als „unnötiges“ Fach, das zu
viele Kosten verursacht.

Aber  warum sollten  wir  Kapitalist:innen dabei  helfen,  Kosten für  unsere
Schulausbildung einzusparen? Was hätten wir davon, wenn wir statt Sport
noch  zwei  weitere  Stunden  fremdbestimmten  Frontalunterricht  absitzen
würden – einfach nur, damit unser Stundenplan noch mehr Marktkonformität
bekommt?



Dass wir im Sportunterricht hauptsächlich Ballsport und Bodenturnen lernen
oder  stumpf  im  Kreis  rennen,  liegt  auch  daran,  dass  für  interessantere
Sportgeräte  das  Geld  fehlt.  Also:  Weg  mit  den  maroden,  unsicheren
Sportanlagen,  die  insbesondere  in  Verbindung  mit  Schlafmangel  und
Erschöpfung  die  Verletzungsgefahr  erhöhen.

Was wir stattdessen brauchen, ist die volle Ausfinanzierung in den Aufbau
und Betrieb von neuen Sportangeboten – nicht nur an reichen Privatschulen,
sondern  überall!  Auch  die  Sportkleidung  sollte  bei  Bedarf  bezuschusst
werden.  Zusätzlich  brauchen  wir  Sporthallen,  die  im  Winter  verlässlich
beheizt werden, alles bezahlt aus den Kassen der Kapitalist:innen.

Zudem brauchen wir im Unterricht mehr Zeit für Erklärungen und Theorie,
um  unnöt ige  Ver letzungen  von  Knochenbrüchen  bis  h in  zu
Gehirnerschütterungen zu vermeiden und einen sicheren Sportunterricht für
alle zu gewährleisten.

Muss Sport denn immer scheiße sein?
Wenn der Sportunterricht so viele Probleme macht, sollten wir ihn dann nicht
einfach  abschaffen?  Dazu  sagen wir:  Nein,  denn Sport  ist  ein  wichtiger
Bestandteil  des  sozialen  Miteinanders,  und  der  menschliche  Körper  ist
zweifellos  für  Bewegung  gemacht  –  niemand  von  uns  ist  wirklich
„unsportlich“.

Es ist traurig, dass viele Menschen sich keine Welt vorstellen können, in der
Bewegung  mit  Entspannung,  Ausgleich,  sozialen  Kontakten  und  Freude
assoziiert  wird,  anstatt  mit  Gewalt,  Trauma,  Diskriminierung  und
militärischem Drill.  Daher sollte unser Ziel sein, dass allen Schüler:innen
ermöglicht wird, zu erfahren, dass Bewegung innerhalb ihrer Möglichkeiten
sich  positiv  auf  verschiedene  Bereiche  wie  Psyche,  Körpergefühl  und
Entspannung  auswirken  kann.

Was wäre, wenn es im Sportunterricht kein übergeordnetes Ziel mehr gäbe,
an das alle sich halten müssen, wie Gewinnen, Rekordzeiten oder Perfektion?
Was, wenn es kein Versagen mehr gäbe und die Bewegung selbst das Ziel



wäre? Wenn es normal wäre, auf die eigenen Grenzen zu hören?

Wir können Sexismus, Queerfeindlichkeit und Leistungsdruck an der Schule
nicht bekämpfen, indem wir alldem aus dem Weg gehen. Stattdessen sollten
wir  unsere  miesen  Erfahrungen  als  Ausgangspunkt  nehmen,  um  echte
Lösungen zu finden und tatsächlich etwas an den Zuständen zu verändern.

Für uns ist klar, dass das nicht von heute auf morgen passiert. Wir sollten
zwar damit anfangen, die Probleme unserer Schule jetzt schon aufzugreifen.
Aber diese werden vom Kapitalismus und dessen Ideologie und Strukturen
beeinflusst,  weshalb  wir  verstehen  müssen,  dass  wir  eine  befreite
Gesellschaft  erst  erkämpfen  müssen.

Schönheitsideale,  Geschlechterrollen,  sexualisierte  Gewalt  und  Sexismus
sind  eng  verknüpft  mit  der  geschlechtsbedingten  Arbeitsteilung  in
Produktion  und  Reproduktion.

Nicht nur cis Frauen und Mädchen leiden unter dieser Unterdrückung, auch
für queere Personen leiten sich viele Probleme und ihre gesellschaftliche
Unterdrückung davon ab.

Um dies zu überwinden, muss der Kapitalismus zerschlagen und die Weichen
für eine solidarische Gesellschaft erkämpft werden – ohne Privatbesitz an
Produktionsmitteln und stattdessen mit einer Planwirtschaft unter Kontrolle
der Arbeiter:innenklasse.


